ufbau 
oder  Zusammenbruch! 

Staatsroirtfdiaftlidie  Studie. 
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VortDort. 


Seit  mehreren  Jahren  oom  polltifchen  Ceben  zurückgezogen,  konnte 
ich  die  €ntcDicklungen  im  Staate  oor  dem  Kriege,  während  desselben  und 
in  seiner  folgezeit,  ganz  unbeeinflußt  und  unooreingenommen  ocrfoigen. 
Zufolge  meiner  früheren,  regen  öffentlichen  Tätigkeit  fühle  idi  mich  oer- 
pflichtet,  ojie  jeder  andere  Staatsbürger  in  der  sdiojeren  Zeit  des  Wieder- 
aufbaues, der  Bemühungen  zur  Wiedergecoinnung  der  Ordnung  zum  öemein- 
ODohle  nadi  niöglichkeit  etojas  beizutragen.  Ich  oersuche  dieser  Bürgerpflicht 
nachzukommen,  indem  ich  in  diesem  Heftchen  meine  gesammelten  €rfah- 
rungen  und  begründeten  Ansichten  den  geehrten  Staats-  und  Volksgenossen 
zur  Kenntnis  bringe. 

Die  einzelnen  Kapitel  sind  im  taufe  der  legten  Kriegsjahre  und  -Zeiten 
entstanden,  sind  daher  teilweise  als  begründender  Rückblick  zu  betrachten. 


Der  Verfasser. 
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Trennung. 


)ie  Ungarn  haben  es  ausgesprodien,  das  Wort  „Trennung";  es  ist  ge- 
fallen. Sie  haben  es  coeiter  oerfoigt  mit  der  rücksiditslosen  red- 
nerischen und  Parteiagitation,  die  man  an  ihnen  stets  geroohnt  mar, 
als  WQve  die  Verbindung  mit  uns  das  größte  Unglück  für  sie.  „Cos  Don 
Oesterreichl"  Die  Krone  hat  ihnen  abermals  nachgegeben,  die  Vorlage  der 
Trennungsgese^e  im  ungarischen  Parlamente  ojurde  zugestanden.  Unser  Ver- 
hältnis mit  Ungarn  murde  einseitig  oon  diesem  gelöst,  denn  dies  gesdiah 
alles,  ohne  da^  roir,  als  anderer  Vertragsteil,  auch  nur  im  geringsten  um 
unsere  ITleinung  gefragt  rourden.  Die  Stellungnahme  zu  dieser  tiefein- 
schneidenden Veränderung  unsererseits  ergibt  sidi  nun  logisdierroeise  sehr 
einfach.  Die  Ungarn  sollen  haben,  nach  was  sie  schrieen.  Sie  sollen  getrennt 
Don  uns  ~  Ausländer  sein.  Ulan  hat  sich  bei  dem  ganzen  Umstürze  der 
rrionarchie  nicht  um  die  diesseitige  Reidishälfte  gekümmert,  roir  brauchen 
uns  nun  auch  um  die  Ungarn  nidfit  mehr  zu  kümmern.  €s  sind  schon  zuoiel 
Ströme  Blutes  unserer  braoen  Deutschösterreicher  in  den  Karpathen  und  in 
Rumänien  geflossen,  um  die  undankbare,  magyarisdie  magnaten-Gro^grund- 
besi^-Butokrotie  oor  der  russisdien  und  rumänischen  Jnoasion  zu  sdiü^en. 
Wir  haben  keinen  flnla|  zu  mehr! 

Die  Ungarn  sollen  mit  den  Serben  und  Rumänen,  die  sie  uns  zu 
feinden  gemacht  haben,  allein  abredinen,  resp.  diese  mit  ihnen. 

Da^  mir  den  Ungarn  keine  Träne  nachzucoeinen  braudien,  seien  nach- 
folgend noch  einige  Becoeise  angeführt. 

€inen  der  miditigsten  Punkte,  man  kann  sagen  einen  Hauptpunkt  in 
der  wirtschaftlichen  Gebarung  der  bisherigen  österreichisdien  Reichshälfte 
bildet  die  €rnährungsfrage,  die  frage  der  möglichst  billigen  und  aus- 
reichenden Beschaffung  der  notroendigsten  Lebensmittel,  Brotfrucht  und  fleisdi, 
da  manche  österreidiisdie  Cänder  zufolge  ihrer  natürlidien  Bodenbeschaffen- 
heit nicht  in  der  Cage  sind,  ihre  Cinroohner  durch  das  eigene  Bodenerträgnis 
zu  ernähren.  Diese  Rotojendigkeit  bestand  immer,  trat  aber  im  Kriege  be- 
sonders fühlbar  heroor.  Wir  sind  bei  dieser  Beschaffung  besonders  auf  die 
andere  Reichshälfte  angecoiesen  geroesen,  roelche  als  londroirtsdiaftlidie,  uns 
Cerealien  und  Vieh  zu  liefern  gehabt  hätte,  und  zcoar  als  zum  Staatsoer- 
bande  gehörig  und  auf  unsere  maßgebende,  militärische  ITlithilfe  angewiesen, 
zu  günstigsten  Bedingungen  und  unter  möglidisten  €rleichterungen.  Wie  hat 
sich  nun  das  oon  den  großgrundbesi^enden  fRagnaten  geleitete  Ungarn 
unserer  Reichshälfte  gegenüber  oerhalten?  flussdiließlidi  selbstsüditig  1  Cs 
hat  den  Staatsoerband  mit  uns  in  keinem  falle  „ritterlidi"  aufgefaßt,  sondern 
ausschließlich  selbstsüchtig.  €s  hat  uns  ausschließlidi  ausgenüßt.  Das  ganze 
Sinnen  und  Streben  der  ungarischen  ITlachthaber,  roeldie  das  ungorisdie 
Parlament  mit  Hilfe  einer  Bnzahl  oon  uneigennüßigen  (?)  Rduokaten  und 
Journalisten  regierten  und  terrorisierten,  ging  dahin,   mittel  und  Wege  zu 
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finden,  um  jede  Konkurrenz  der  uns  freundlich  gesinnten  Balkanstaaten  und 
üon  Südamerika  auszusdialten  und  zu  unterbinden,  uns  den  Bezug  Don 
landcDirtschaftlichen  Produkten,  feldfrüchten,  Vieh  und  fleisch  aus  dem  Aus- 
lände unmöglich  zu  machen,  und  uns  Oesterreichcr  so  zu  zugingen,  unseren 
Bedarf  in  diesen  Cebensortikeln  ausschließlich  aus  Ungarn,  zu  den  oon  den 
niagnaten  diktierten  Preisen  zu  beziehen. 

Wir  haben  dies  gesehen  in  den  zur  Behinderung  der  Vieh-  und  fleisch- 
einfuhr  üorgesdiü^ten,    ueterinärpolizeilichen    maßnahmen    und    sonstigen 
ständigen  Grenzschikanen,     Wir  haben  es  gesehen  in  der  stetigen  Herob- 
drückung  der  Vieh-  und  fleisch-€infuhrkontingente  aus   den  Balkanstaaten. 
Wir  haben  es  gesehen  anlößlidi  der  großen  Balkankriegsteuerung  im  Jahre 
1912,  CDO  uns  der  Bezug  üon  amerikanischem  Gefrierfleisch  durch  die  Ungarn 
unterbunden  courde  und  diese  sidi  sogar  gegen  die  €infuhr  oon  Seefischen 
aus  Deutschland  Verroahrung  einzulegen  herausnahmen,   nur  um  uns  ganz 
auf  ihre  Produkte  anzuroeisen.  Wir  haben  dasselbe  endlich  im  jeßigen  Welt- 
kriege gesehen,   dessen  Ursache  ausschließlidi   der   rücksichtslose  Egoismus 
der  ungarischen  ITlagnaten  mit  ihren  gemoltsomen  ITlagyarisierungsbestre- 
bungen  und 'grenzenlosem  €igennuße  war.     Durch  Unterbindung  der  Vieh-, 
fleisdi-  und  Getreideeinfuhr  aus  Serbien  und  Rumänien  hoben  sie  nicht  allein 
uns  hart  betroffen,  sondern  auch  diese  £änder  tief  geschädigt,  ihnen  sozu- 
sagen an  den  Cebensnero  gegriffen  und  sie  damit  unseren  feinden  in  die 
Arme  getrieben. 

Warum  konnten  roir  roeder  per  Bahn,  noch  per  Donau  troß  unserer 
Eroberung  Getreide  aus  Rumänien  bekommen?  Doch  nur,  mei!  die  Ungarn 
aus  Dank  für  unfere  Opfer  dies  nidit  zuliefjen.  llidit  genug  an  dem,  hoben 
die  Ungarn  noch  auf  anderen  Gebieten  in  Verfolgung  ihrer  egoiftifdien  Ziele 
feindselig  gegen  uns  gearbeitet.   Sehen  mk  iDeiteri 

Warum  ift  denn  unsere  Plühlenindultrie  soroeit  zurückgegangen,  roorum 
begegnen  mir  allertoegen  oerfallenen  ITlühlen?  Weil  sie  den  Ungarn  durch 
den  sogenannten  ITlahlDerkehr  aufgeopfert  rourden. 

Worum  fanden  irir  denn  fchon  in  friedenszeiten  in  unseren  auf  die 
Viehzudit  angewiesenen  flipenländern  grofje,  roeite  Täler  ohne  dos  frühere, 
anheimelnde  Geläute  der  iDeidenden  Viehherden;  oiarum  die  fchönften  Vieh- 
rtälle  in  den  Bauernhöfen  mancher  Gegenden  leer  und  teilroeise  sogar  selbft 
die  Bauernhöfe  «erlassen?  Dieser  Sodie  auf  den  Grund  gehend,  finden  mir, 
daß  diese  oft  ftundenlangen  Täler  und  ojeiten  Gebiete  oon  ungarifchen 
magnaten-Großoiehzüdiiern  angeblich  zu  Jogdzoiecken  gepachtet,  tatsächlich 
aber  gegen  die  öfterreichifche  Bauernoiehzucht  ausgenüßt  courden,  indem  die 
Herren  Pächter,  kaum  einmal  im  Jahre  zur  Jagd  kommend,  doch  die  Vieh- 
«Deiden  einstellen,  brach  liegen  und  aufforften  ließen.  Dies  ergibt  sich  als 
klares  mittel,  die  Viehzucht  der  öfterreidiifchen  fllpenbouern  zu  fchädigen, 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  öfterreichilchen  Viehzucht  herabzudrücken,  gleich- 
gültig, ob  dabei  manchem  fllpenbouern  durdi  Entziehung  des  Weiderechtes 
die  Cxiftenzmöglichkeit  genommen,  er  oon  Grund  und  Haus  oertrieben  und 
zur  flusroonderung  gezmungen  rourde.  Cs  ift  tief  bedauerlich,  daß  derar- 
tigen Dolkscoirtfchaftlichen  Uebelftänden  seitens  der  Herren  Abgeordneten 
der  betreffenden  Gebiete  nicht  die  nötige  Aufmerksamkeit  gefchenkt  rourde. 
Wem  konnte  es  beifallen,  soldies  Verhalten  der  ungarifchen  mognoten 
„ritterlich"  zu  nennen?  Doch  roieder  nur  solchen,  die  durdi  ihren  eigenen 
Großgrundbefi^  in  Ungorn  mitinteressiert  waren. 
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Das  Verhalten  der  Orofjgrundbesifjer-magnaten  mar  ein  dem  der  Polen 
ähnliches,  zu  denen  sie  sich  so  hingezogen  fühlen.  Rls  es  um  die  Verteidi- 
gung Oelterreidis  lieh  handelte,  coar  die  Beteiligung  Ungarns  eine  sehr  khcoadie, 
läffige.  Den  edlen  Herren  ITlagyaren  ojcire  es  roohl  lieber  geojesen,  roenn 
die  Ruffen  über  das  coeitere  Wien  und  Oelterreich  mit  den  Südflaojen  fich 
zu  oerbinden  gefucht  hätten.  Als  jedoch  die  RuUen  den  naheliegenderen, 
kürzeren  Weg  über  Budapelt  und  den  ungarifchen  Boden  nach  Serbien 
coählten,  und  über  die  Korpathen  in  riordost-Ungarn  eindrangen,  roard  es  den 
Herren  Vieh-  und  öetreidebaronen  hei^.  Die  todesmutigen,  aufopferungsoollen, 
ftaatsbrüderlichen  fllpen-  und  Sudetendeutfchen,  im  Vereine  mit  den  tapferen, 
reichsdeutichen Truppen,  mußten  den  beispiellosen  flniturm  der  Ruffen  aufholten, 
flls  die  Rumänen  in  Siebenbürgen  eindrangen  und  die  magyarifchen  Hon- 
oeds  fluchtartig  unter  führung  ihrer  Offiziere,  mit  Sack  und  Pack  der  dor- 
tigen Cinroohnerfchoft,  aus  Siebenbürgen  zurückfluteten,  ojaren  es  toieder  die 
deutichen  Regimenter  aus  Oefterreich  und  dem  deutfchen  Reiche,  die  dem 
roeiteren  Vordringen  Einholt  tun  und  das  Königreich  jenfeits  der  Ceitha  aus 
feiner  mißlichen  Coge  befreien  mußten.  Und  je^t,  loo  fie  einmal  ihren  an- 
geblich „geheiligten  Boden  der  Stephanskrone"  luieder  bedroht  fahen  und 
allein  oerteidigen  follten  ftatt  —  den  legten  ITlann  zur  Verteidigung  ihres  Candes 
aufzubieten,  uerlongten  fie  ihre  an  der  Piooe  ftehenden  Truppen  zurüd?, 
machten  diefe  ?ront  dadurch  berou^t  unhaltbar  und  oerurfachten  damit  unfere 
niederloge.  Rieht  genug  an  dem,  ftreckten  fie  einfach  die  Waffen  und 
zeigten  fich  fogar  bereit,  ihren  früheren  Verbündeten  durch  einen  Sonder- 
frieden in  den  Rücken  zu  fallen,  um  fich  felbft  möglichft  zu  retten,  leiditcre 
Bedingungen  zu  ergattern  und  alles  auf  die  Bundesgenoffen  abzuroälzen. 
}ft  dos  die  üielgerühmte  „Ritterlichkeit?" 

Und  roie  zeigte  fich  der  ungarifche  Dank  uns  Deutfchöfterreichcrn  in 
der  Cebensmittelnot  dafür,  do^  mir  unfere  heften  Söhne  für  Ungarn  oer- 
bluten  Helgen?  ITlan  fertigte  den  dummen  Schroab  mit  Ulais  ab,  man  lie^ 
ihn  bei  Ulaisbrot  darben  und  speifte  in  Ungarn  felbft  Kipfeln  und  Semmeln! 
Ift  Dielleicht  dies  die  oielgerühmte  „Ritterlichkeit?" 

Ulan  mu^  fich  uncDillkürlidi  an  den  Kopf  greifen  und  die  frage  ftellen: 
„Wie  kann  so  ettoas,  roie  konnte  ein  derartiges,  durch  und  durch  skrupellos- 
selbftfüchtiges  Gebahren  diefes  Volkes  gegen  feine  ftoatlichen  ITlitDölker,  gegen 
den  anderen  Teil  des  Staates,  fich  so  lange  halten?  Wie  konnte  den  Ungarn 
zum  Schaden  Oefterreichs  alles  hinausgehen?  Hiefür  lä^t  fich  eine  Erklärung 
finden. 

Die  Intereffen  der  Dynaftie,  foroie  des  ganzen,  tDeitoerzcDeigten  Herrfcher- 
hauses und  endlich  des,  roie  oorftehende,  socDohl  in  Oefterreich  als  auch  in 
Ungarn  gro^  begüterten,  fideikommissorifchen  und  sonftigen  Hodiadels  und 
der  Kirchenfürften,  decken  fich  üollkommen  mit  denen  der  ungarifchen 
rriagnaten.  Sie  geroannen  bei  Unterftü^ung  derselben  mit. 

Die  Habsburger-fomilienpolitik,  die  doppelten  Apanagen  (Bezüge)  Dom 
öfterreichifchen  und  ungarifchen  Staate  CDoren  der  Grund,  da^  man  die  ftets 
fchcoankenden  Ungarn  auf  Koften  der  stets  ftaotsgetreuen  Deutfehöfterreicher 
zu  befchroichtigen,  sidi  den  ungarifchen  Thron  zu  erhalten  fuchte.  Den  Thron 
diefer  Ungarn,  deren  Staat  coir  gegen  die  Türken  halten  und  oerteidigen 
mußten,  ipeil  ein  Großteil  derselben  als  fogenannte  Kuruzzen  es  für  angängig 
fanden  —  ojohl  zum  Schule  des  Chriftentums(?)  —  fich  mit  den  Türken 
zu  oerbinden  und  gegen  Oefterreich  zu  kämpfen. 
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Den  afterreiüiifdien  Erzherzogen,  Hochadeligen  und  Kirchenfürffen  cöieder 
konnten  die  gro^grundbesi^erifchen  Tendenzen  und  Treibereien  der  unga- 
rifdien  ITlagnaten-flutokrafen  nur  erroünfdit  sein,  gewannen  in  der  V7er- 
folgung  und  Unterftü^ung  derer  Ziele  sie  dodi  bei  ihren  eigenen,  großen 
ßesi^ungen  in  Ungarn  mit. 

Dieses  Doppelspiel  —  zur  ausfchlie^lidi  egoiftifdien  Verfolgung  der 
autokratikh-dynaftifchen,  feudalen  und  klerikalen  Jntereffen  —  der  auf  die 
militärmacht  geftü^ten,  herrfdiend  gecoesenen  Klaffen  ift  eine  Hauptursodie 
des  innerlidien  ITlorfchajerdens  des  öfterreidiifch-ungarifchen  Staatsgebäudes, 
das  notgedrungen  zu  deffen  Zusammenbruche  führen  mu^te.  Derselbe  ift  nun 
da;  er  kam  überrafchend  fdinell.  Der  gewesene  Kaiser  Karl  mag  nun  über 
die  fehler  der  hobsburgifdien  fomilienpoütik  nachdenken  und  sich  bei  seinen 
Dielen  VertDondtcn  für  die  folgen  der  undankbaren,  grenzenlosen  flusnüfjung 
der  ftets  ftaatsgetreuen  Deutfehöfterreicher  bedanken.  Das  Volk  kann  des 
Zufammenbruches  nur  froh  sein.  Cr  bietet  ihm  die  flusficht  auf  eine 
beffere  Zukunft,  auf  seine  freiheit.  ITlöge  es  den  €rnft  des  momentes 
richtig  erfaffen,  ihn  nidit  ungenu^t  Dorübergehen  loffen  und  in  richtiger 
€rkenntnis  jene  Staatsform  roählen,  die  allein  geeignet  ift,  ihm  seine  freiheit 
für  immer  zu  sidiern,  die  republikanifdie. 


IL 

Auflösung  —  Fleubildung. 

So  sind  coir  denn  so  roeit.  Die  Dynaftie  und  ihre  familienzentrali- 
ftifche  Regierung  kamen  mit  ihrer  Regierungsroeisheit  zu  6nde,  roeldie  — 
aufgebaut  auf  der  alten  PrioilegientDirtfdiaf|  der  fldelsherrfdiaft  und  der 
militärifchen  öeroalt  —  ihre  ganze  Kunft  darauf  ftO^te,  die  Völker  des  Staates 
und  Berufsftände  gegeneinander  auszuspielen.  Sie  hat  dos  Spiel  oerloren 
gegeben.  Sie  ift  einfach  daoongelaufen  und  hat  in  einem  oollftändig  geholts* 
losen  rrianifefte  die  Aufgabe  den  Völkern  hingeroorfen,  sich  aus  dem  oon 
den  k.  u.  k.  Regierungen  gefdioffenen  Wirrsale  selbft  herauszuhelfen,  roeil 
diese  Völker  sich  aufgeklärt  genug  zeigten,  sich  nidit  mehr  auf  Grund  teil- 
roeise  nodi  aus  den  Raubritterzeiten  im  fouftrechte  angemaßten,  ober  nicht 
oon  Gottes  Gnaden  ftommenden  Vorrechten  (Prioilegien),  die  den  Betreffenden 
durdi  Jahrhunderte  fchöne  familieneinkommen  und  ein  angenehmes  Dasein 
sicherten,  an  der  üas^  führen  zu  loffen. 

man  hat  es  oorgezogen,  sidi  den  sympathifdieren  —  roeil  noch  hodi- 
dutokrotifchen  —  ungarifdien  ITlagnaten  zuzuwenden,  indem  man  diesen 
ohne  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  fiaus-  und  Stammländer  einfach  olles 
zusicherte,  was  sie  oerlongten,  nur  in  der  Hoffnung,  im  gefdiloffenen, 
coeiter  zentraliftifch  gedachten  ungarifdien  Staate  eine  Zufludit  und  Ver- 
sorgung für  einen  König  uon  Gottes  Gnaden  samt  familie  und  außer- 
ordentlich zahlreicher  Verroondtfchoft  zu  finden,  man  hat  sich  auch  da  oer- 
redinet  und  die  macht  der  ungarifdien  Großgrundbesißer-  und  Geldmag- 
naten überfdiäßt.  man  hat  sidi  aber  oudi  getäufdit,  als  man  die  dortseitigen 
Völker  über  den  ojahren  Wert  des  großgefdirieenen  ungarifchen  Parlamentes, 
als  ousfchließlich  dem  autokratifdien  magnatentum  dienender  Inftitution, 
nodi  nidit  oufgeklört  wähnte,  und  doher  auf  beiden  Seiten  Sdiiffbruch  erlitten. 
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nun  zum  öegenftande  selbft.  Den  ölterrddiilchcn  Völkern  hat  man 
den  Brocken  der  Teilung  in  autonome  Volksftoaten  hingeroorfen ;  „Rauft 
euch  untereinander  darum!"  Die  alte  Praktik  rourde  nochmals  «ersucht, 
die  Völker  der  ehemaligen  diesseitigen  Reichshälfte  gegeneinander  auszu- 
spielen. Dies  dürfte  der  Dynaftie  und  ihren  hodicoeisen,  hochdiplomatifchen 
k.  u.  k.  Dienftleuten  nun  nidit  mehr  gelingen.  Die  Völker  der  zerfallenen 
6rb-  und  Heiratsmonarchie  oserden  dieses  neuerliche  Spiel  hoffentlich  durdi- 
fchauen,  darauf  nicht  mehr  hineinfallen,  sondern  in  direkter  Verhandlung 
und  gegenseitiger  Rücksichtnahme  jene  Grundlagen  zu  finden  trachten,  die 
für  das  unuermeidliche  nebeneinanderleben  als  nidit  Itreitsüchtige  nachbarn 
nötig  sind;  aber  auch  die  Grundlagen  des  erfolgreichen  Zusammenorbeitens, 
üoelche  im  Hinblicke  auf  gemeinojirtfdiaftliche,  gegenseitig  unterltü^ende  Be- 
tätigung zur  Hebung  der  Kraft  gegenüber  dem  Auslände,  und  roenn  nötig, 
auch  gegenüber  Ungarn  unerläßlich  erfcheinen. 

Die  flbdankungsoorgänge  zeigten  ein  ausgesprodienes  Doppelspiel. 
Während  man  Oefterreich  zertrümmerte,  roollte  man  gleichzeitig  den  Ungarn 
den  selbftändigen,  unteilbaren,  autokratildi-zentraliftilchen  ungarifchen  Staat 
sichern  und  erhalten,  um  dann  CDohl  mit  Hilfe  dieses  ftarken,  königlichen 
Staatsgebildes  die  im  Streite  liegenden,  kleineren  öfterreichildien  Volksftaaten 
roieder  in  die  Hand  zu  bekommen  und  roeiter  beherrfchen  zu  können.  Die 
ölterreidiikhen  Volksftaaten  müllen  demgegenüber  entfdiiedenlt  darauf  be- 
stehen, daß  auch  Ungarn  in  autonome  Volksftaaten,  unter  Berücksichtigung 
der  Schroaben  im  Banate,  der  Sachsen  in  Siebenbürgen  und  der  deutfdien 
Zips  zerlegt  rolrd.  Sie  muffen  sich  lidiern,  daß  sie  Ungarn  gegenüber  nidit 
gefchroächt  daltehen,  indem  die  nichtmagyarifdien  roeftlidien  Grenzländer 
zu  Deutfehöfterreich  und  dem  tlchecho-sloroakifdien  Staate  gefdilagen  roerden. 
Soroeit  über  die  Auflösung  der  früheren  ITlonardiie. 

Ich  komme  nun  zur  neubildung,  zum  neuaufbaue  des  aufgelöften 
Oefterreich-Ungarn  als  Staatenbund,  der  uom  roirtfchaftlidien  Standpunkte 
unter  den  derzeitigen  Verhältnissen  als  eine  glücklidie  Cösung  und  coünldiens- 
roert  im  gegenseitigen  Jntereffe  der  Volksftaaten  erfchiene,  Cs  roürde  an 
Stelle  Oefterreich-Ungarns  ein  Bund  der  autonomen  Volksftaaten:  Deutfdi- 
öfterreich,  Tfchechosloroakei,  Südslaroen,  5riauler,  ITlagyaren,  Serben,  Rumänen, 
Ruthenen,    Deutfehungarn    (Bonat,   Siebenbürgen,   Zips),    zu   treten    haben. 

Durch  die  flusfcheidung  des  zu  Polen  kommenden  weltlichen  (pol- 
nifchen)  Teiles  oon  Galizien,  coird  der  öftlichc  (ruthenifdie)  Teil  desfelben 
und  die  Bukowina,  roeldie  überdies  uns  ftets  ferne  ablagen,  gänzlich  oon 
unferen  roeftlichen  Volksitaaten  getrennt.  Diese  Sachlage  erfordert  eine  ooll- 
Itändige  neugeftaltung  des  Staatsuerbandes,  roelche  auf  dreierlei  Wegen 
gefunden  coerden  kann,  auf  einem  derselben  aber  gefunden  coerden  sollte. 
Diese  drei  Wege  sind  folgende:  Cs  bilden  alle  Völker  der  ehemaligen  Hlo- 
narchie  paritätifdi  einen  Gesamtbund  ihrer  autonomen  Volksftaaten,  oder  es 
coird  eine  Scheidung  in  eine  roeftliche  und  eine  öftliche  Staatengruppe  oor- 
gezogen,  oder  endlich,  es  oerbinden  sich  Deutfdie,  Ungarn,  friauler,  Ruthenen 
und  Rumänen  zu  einem  Staatsuerbande,  und  suchen  Bündniffe  zum  Schule 
gegen  tkhecho-sloroakifch-polnifch-südflacDifche  Unduldsamkeit,  Herrfdifucht  und 
anmaßenden  Uebermut.  fluf  jeden  fall  müßten  die  auf  bisherigem  öfter- 
reichifchen  und  ungarifchen  Gebiete  ansäffigen  Ruthenen  und  Rumänen  zu 
autonomen  nationalftaaten  der  öftlichen  Staatengruppe  „Ungarn"  oereinigt, 
Bon  Ungarn  aber  die  coeftlidien  deutfchen  und  slocoakifdien  Randkomitat« 


und  Gebiet«  den  bezfiglichcn  Staaten  der  roeftlidien  Gruppe  „Oefterreidi", 
die  sonft  zu  sehr  gefchroächt  cöäre,  einoerleibt  roerden.  Hiefür  körnen  die 
Komitate  Pre^burg,  Oedenburg,  Wieselburg,  Raab,  €isenburg,  soroie  der  meft- 
lidie  und  südliche  oon  Deutfchen  bemohnte  Teil  uon  Zala  bis  zum  Platten- 
see einerseits  und  Trcncsin,  Turocz  und  Fleutra  andererseits  in  Betracht. 
Die  Grenze  gegen  Ungarn  bürden  demnach  beiläufig  bilden  die  flüUe  Reutra 
und  Raab,  der  Plattensee  und  eine  gerade  Cinie  zum  Zusammenfluß  der 
niur  und  Drau.  €s  mürden  also  jene  Teile  Ungarns  zu  Deutfehöfterreich 
kommen,  resp.  zur  Tfchechosloroakei,  roeldie  seinerzeit  fchon  oon  Oefterreich 
oerteidigt  und  gegen  die  Türken  gehalten  rourden,  auf  coeldie  also  die  mit 
den  Türken  oerbündet  gewesenen  Ungarn  überhaupt  keinen  Anspruch  mehr 
gehabt  hätten,  roenn  nicht  der  Zroang  der  dynaltilchen  Intereffen  sie  ihnen 
unter  ITlaria  Theresia  mieder  zugebradit  hätte,  um  sich  die  Sympathien 
und  die  Krone  der  sehr  unoerläßlichen  Ungarn  zu  erhalten.  Der  Tfdiedio- 
sloroakei  würde  ein  Donau-freihafengebiet  in  Preßburg  gegen  die  Iglauer 
Spradiinfeln  zugeftanden  roerden  können. 

Der  flnfdiluß  obgenannter  deutfdier  Grenzgebiete  Ungarns  an  Deutfeh- 
öfterreich hätte  an  und  für  sich  Ichon  auf  Grund  der  in  den  Punkten  Wilsons 
oerbürgten  Volkssclbltbeftimmungsredite  zu  erfolgen.  Cr  märe  aber  nodi 
reidilidi  begründet  und  müßte  oon  den  Ungarn  selbft,  besonders  im  Um- 
taufdie  gegen  die  Bukoroina  und  Oftgalizien,  den  Deutfdiöfterreichern  angeboten 
»erden,  als  Dank  für  die  ungeheuren  Opfer,  die  sie  für  Ungarn  in  den 
Karpothen  und  in  Siebenbürgen  gebracht  hoben.  Deutfehöfterreich  erfcheint 
durch  diese  roesentlich  gefdiroächt  und  oerdient,  daß  man  es  ftärkt  durch 
Zuroeisung  dieser  Gebiete,  coelche  ihm  eine  leiditere  Ernährung  und  eine 
gerechte  politifdic  Reueinteilung  ermöglichen.  Audi  roürde  dadurdi  eine 
zentralere  Tage  und  bessere  Crnöhrung  der  Hauptftadt  Wien  erreidit. 

Der  zukünftige  deutfchöfterreichifche  Staat  roürde  demnach  umfassen: 
die  fllpenländer  mit  den  angrenzenden  roeftlichen  deutfdien  Gebieten  Ungarns, 
den  südlichen  deutfdien  Gebieten  ITlährens  und  Böhmens,  Deutfehböhmen,  die 
deutfdien  Sudetenländer  und  die  deutfdien  roeftlichen  Grenzbezirke  Galiziens 
und  hätte  mit  diesem  Gebietsausmaße  in  die  Verhandlungen  zur  Bildung 
eines  öfterreichildien  Volksftaaten-Bundes,  unter  Zugrundelegung  derSdiroeizer 
Bundesoerfaffung,  oder  zum  flnfchluße  an  Deutfdiland  einzutreten. 


III. 

Kleinftaaterei  oder  großzügiger  Volksftaatenbund. 

Staatsform. 

3m  roetteren  Husbau  des  Gedankenganges  komme  ich  zu  der  sieh 
nun  ergebenden  frage:  „Was  nun,  roenn  die  Völker  alle  ihre  ersehnten  selb- 
ftdndigen  Staatengebilde  haben,  roenn  sie  nun  in  der  Hage  sind,  sich  ihre 
ftaats-  und  oolksroirtfdiaftlidien  €inriditungen  zu  fchoffen?  Wie  roollen  und 
sollen  sich  diese  kleinen  Volksftaaten,  die  ehemaligen  Staats-,  freudens-, 
aber  mehr  Ceidensgenoffen  der  ITlonardiie  zu  einander  ftellen?  Sollten  sie 
nun  ooneinander  nidits  roiffen  roollen,  sich  als  feindlidie  Radibarn  ftreiten, 
befehden  und  das  Dasein  bis  zur  Unertrdglidikeit  »erbittern  roollen?  Oder 
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sollen  sie  froditen  —  da  sie  ihre  llationalität  sich  gesidicrHI^aben  und  für 
ihre  Cnklaoen  und  kleineren  Orts-  und  Bezirksminderheiten  sich  gegenseitig 
Sicherheit  schaffen  können  —  ein  friedliches  und  freundichaftliches  Aus- 
kommen zu  finden.  Jch  denke,  diese  frage  beantroortet  sich  oon  seibft  in 
leijterem  Sinne! 

eine  andere  frage  ift  nun  die,  ob  eine  solche  Cösung  zu  finden  und 
der  dazu  führende  Weg  gangbar  erfcheint.  Ich  glaube  nun  mit  ruhigem 
CeroiUen  sagen  zu  können:  „Gecoi^  und  gar  nicht  Ichroer!"  Der  Weg  liegt 
auf  coirtfchaftlichem  Gebiete  und  hei^t:  Gründung  eines  „Volksftaaten- 
bundes"  auf  Basis  gegenseitig  entgegenkommender  Beaditung  und  Berück- 
sichtigung der  a)irtfchaftlichen  Cage  und  Jntereffen  der  einzelnen  neuen 
Volksftaoten  unter  Verhandlung  oon  Volk  zu  Volk.  Je^t,  wo  die  Russpielung 
der  Völker  gegeneinander  durch  die  abgetoirtfchaftete  Regierungskunit  aus- 
gefchaltet  ericheint,  roird  eine  solche  Verbündung  nidit  mehr  so  fchroer 
fallen,  da  auch  die  anderen  kleinen  Volksftaaten  kein  Bedürfnis  fühlen 
dürften,  das  Bild  der  unseligen  deutfchen  Kleinftooterei  nachzuahmen, 
sondern  das  erhebende  leuchtende  Vorbild  des  großen  deutfchen  Staaten- 
bundes mit  seinen  roirtfchaftlichen  fortfchritten  undCrfolgenoorziehen  roerden. 
Do^  ein  friedliches  und  freundichaftliches  nebeneinander-  und  Zusammen- 
arbeiten, ein  gutnachbarliches  leben  zroilchen  den  oerhe^ten  Völkern  mögiidi 
ilt,  beroeisen  mir  noch  in  Crinnerung  befindliche  Zeiten,  zu  roeldien  deutidie 
und  czechitche  familien  behufs  Sprachenerlernung  und  gelchäftlidher  oder 
häuslicher  Ausbildung  ihre  Kinder  auf  einige  Zeit  taulchten.  Daraus  ent- 
Itanden  nicht  nur  gutfreundlchoftliche,  sondern  sogar  oft  durdi  Heiraten 
üerüDondtlchaftliche  Beziehungen,  loodurdi  nationale  Gehälfigkeiten  ousge- 
Ichaltet  rourden  und  heilere  Volksbeziehungen  sich  spannen  und  knüpften. 

Jch  roill  nun  com  Standpunkte  der  Volksitaaten  die  ITlöglichkeit  eines 
solchen  Staatenbundes  betrachten,  für  den  meiner  Ansicht  nach  sehr  oiel, 
uiel  roeniger  aber  dagegen  spricht.  Hiezu  mu^  ich  oor  allem  auf  „Deutldi- 
ölterreich"  zu  sprechen  kommen,  in  dem  sich  manche  Stimmen  für  den 
Anldilu^  an  Deutichland  aussprechen,  €s  roundert  mich  dies  Idion  lange 
oon  den  Bismarckoerehrern,  die  doch  demselben  ihre  Anhänglichkeit  und 
Hochlchä^ung  am  helfen  dadurch  bezeigen  müßten,  da^  sie  in  seinem  Geilte 
fortarbeiten  und  dieser  Geilt  sah  die  Aufgabe  der  ölterreichilchen  Deutichen 
eben  im  Verbände  mit  „den  anderen  Völkern"  Ölterreich-Ungarns.  €s  roundert 
mich  die  Anlchluljtendenz  aber  nicht  oon  unseren  Sozialdemokraten,  roelche 
sicher  nicht  plö^lich  deutichnational  geojorden  sind,  sondern  einfach  in  der 
Sozialdemokratie  des  Reiches  eine  Itarke  parteipolitilcheStü^e  zu  finden  hoffen. 

Das  Beltreben  zum  AnIchluIIe  an  Deutidiland  könnte  ein  Jrroseg  sein, 
der  an  Deutichland  selblt  sein  €nde  finden  dürfte,  der  aber  auch  aus  toirt- 
Ichaftlichen  Gründen'DeutlchöIterreichs  lelblt  als  solcher  und  nicht  gut  gang- 
bar ericheint. 

Deutlchölterreich  ilt  oorzüglich  Jndultrieltaat  und  nicht  in  der  tage, 
seine  Beoölkerung  selblt  zu  ernähren,  sondern  mulg  hiezu  Agrarprodukte 
einführen.  Deutichland  ilt  selblt  Jndultrieltaat,  mu^  selblt  sehen,  seine  In- 
dultriegebiete  ernähren  zu  können  und  mu^  nun  noch  dazu  besorgt  sein, 
für  die  in  feindesländern  oerlorenen,  sich  neue  Absa^gebiete  zu  suchen. 
Hat  es  unter  diesen  Umitänden  auch  nur  das  geringlte  Interesse,  sidi  dos 
indultrielle,  ernährungspallioe  Deutlchölterreich  anzugliedern?  Geroi^  nicht! 
€s  tüird  die  Angliederung  aus  roirtichaftlichen  Gründen  ablehnen,  aber  audi 
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aus  politilchen  Gründen  im  Hinblicke  auf  bei  den  friedensoerhandluncjen 
zu  befürchtende,  daraus  erojachsende  andere  Hbtrennungsansprüche  der 
Cntentemöchte  bezüglich  des  deutfchen  Rheines,  Polens  usro.  —  Deutkh- 
öfterreich  aber  roieder,  deflen  Induftrien  nur  unter  dem  Zollfchuije  der  ge- 
lüesenen  ITlonarchie  emporblühen  konnte,  coürde  durch  den  flnfchlu^  an 
Deutfchland  unter  der  großen  deutschen  Konkurrenz  fchmer  leiden  und  dürfte 
entfchieden  beffer  daran  tun,  im  Uolksitaatenbunde  auf  dem  Wege  des 
freundfchaftlichen  öüteraustaufches  sein  Rbsat3gebiet  in  den  RgrikulturJtaaten 
der  ehemaligen  monarchie  zu  erhalten  und  zu  sichern. 

Durch  fallen  der  ZolUchranken  mürde  unsere,  noch  nicht  so  hoch  cnt- 
roickelte  Induftrie  der  oollen  deutfchen  Konkurrenz  gegenüberitehen,  dieser 
nicht  Stand  halten  können,  roeil  sie  auch  hinsichtlich  der  Rohftoffe  iDesent- 
lich  ungünftiger  situiert  ilt.  Die  folge  ojäre  großer  Cohndruck  und  Rückgang 
der  Jnduftrie,  roas  Vermehrung  der  Arbeitslosigkeit  zur  folge  hätte.  Dies 
sollten  die  Arbeiterparteien  bedenken.  Vom  Sozialismus  allein  kann  man 
nicht  leben,  man  mufj  auch  Arbeit  und  damit  Verdienft  fchoffen  und  um 
diese  sorgen. 

finden  sich  die  selbltöndrg  geojordenen  Volksftoaten  zum  Bundes- 
ftaate  zusammen,  kann  auch  die  „Triefter-frage"  keine  Schcoierigkeiten  mehr 
bieten,  das  unter  gemeinsamer  Ceitung  und  Verwaltung  „Bundes-freihofen" 
toerden  mü^te,  ähnlich  den  Hansaftädten,  mit  freihafengebieten  für  die  ein- 
zelnen Bundesnationen  zu  direktem  Verkehre  mit  ihrem  Binnenlande. 

Um  zu  einem  Bunde  dieser  neuen  Staaten  der  Völker-Autonomie  ge- 
langen zu  können,  erkheint  es  in  roeiterer  Verfolgung  des  Gedankenganges 
nötig,  um  oerfchiedenen  möglichen  Konflikten  tunlichlt  oorzubeugen,  do^  die 
Staatsgese^e  in  ihren  Grundprinzipien  möglichft  gleich  und  die  geroählten 
Staatsformen  möglichft  ähnlich  seien.  Crfteres  zu  erreichen,  dürfte  nicht 
allzuschcoer  fallen,  roenn  hinsichtlich  der  Gesei3gebung  feitens  der  einzelnen 
Volksftaoten  uon  den  Gesehen  der  aufgelöften  öfterreichifchen  Reichshälfte, 
die  ja  zroeifellos  manches  Oute  in  sich  bergen,  ausgegangen  roird,  und  sie 
nur  je  nach  dem  Geschmacke  und  Wunfche  der  betreffenden  Ration  teilroeise 
Umänderung  erfahren.  Dieser  Vorgang  ilt  auch  deshalb  oorzuziehen,  meil 
jede  radikale  Umänderung  unoermeidlich  zur  Verroirrung  in  der  Staats-Ver- 
Q3altung  und  -Wirtfchaft,  und  damit  leicht  zum  unglücklichen,  alles  auf  den 
Kopf  [teilenden,  olles  oernichtenden  Bolkheroismus  führt. 

Wie  die  Gese^e,  muffen  auch,  um  ein  leichteres  Zusammenarbeiten  zu 
erleichtern,  die  Staatsformen  der  oerbündeten  Staaten  möglichft  ähnliche  sein. 
Im  tschechoslomokifchen  Staatswesen  hat  und  im  südsloroifchen  Staatsroesen 
gecoinnt  roohl  die  republikanifche  Strömung  und  damit  diese  Staatsform  die 
Oberhand,  wogegen  im  deutfchöfterreichifchen  Staate  noch  eine  geheime 
Strömung  einer  gewiffen  Seite  für  die  Beibehaltung  der  ITlonarchie  zur  Geltung 
zu  kommen  fucht.  ITlanche  werden  eben  selbft  durch  die  fchlimmften  Er- 
fahrungen nicht  klug. 

Bezüglich  der  Staatsform  ITlonarchie:  Republik  feien  hier  zur  Beurteilung 
einige  Hauptgesichtspunkte  angeführt. 

Die  nionarchie,  mit  ihrer  €rbfolgeberechtigung  der  Dynaftie,  bietet  eine 
gewiffe  Stabilität  der  politilchen  Richtung,  hat  ober  zweifellos  den  Rachteil, 
da^  auf  Grund  der  Erbfolge  zum  Flachteile  des  Staates  und  Volkes  unfähige 
Regenten  auf  den  Thron  und  zur  Herrfchaft  gelangen  können;  sie  hat  weiter 
den  Rachteil,  do^  sie  unbedingt  auf  outokratifcher  Grundlage  fu^t  und  immer 
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»jeder  zu  solchen  Tendenzen  der  Thronenden,  auf  möglidifte  flusfdialtung 
der  Volksredite  und  endlich  Itefs  zu  einem  unbegrenzten  Protektionscoesen 
führt.  Das  Beftreben  jeder  Dynaltie  ift  zweifellos,  sich  und  ihrer  oft  recht 
zühlrcidien  Vcrcoandtfchaft  die  angenehme  einkönftereiche,  dynaftifdie  und 
Diele  familienftellungen  zu  sichern,  indem  man  die  ganze  StaatsDercoaltung 
durchsei}t  mit  Anhängern,  gleichgültig,  ob  diese  es  roert  und  dazu  fähig  sind 
oder  nidit.  Die  ITlonarchie  führt  zur  fldelsherrichaft  und  ftü^t  sich  auf  den 
Druck  und  Zcoang  des  ITlilitarismus. 

Die  Republik  dagegen  hat  als  Ilachteil  den  Wechsel  der  Ansichten  in 
der  Regierungsrichtung  und  Politik,  coeldier  aber  nicht  so  sehr  in  die  Wag- 
schale fällt,  ODeil  er  dem  durch  die  Wahlen  zum  Ausdrucke  kommenden 
Willen  des  Volkes  entspricht;  sie  hat  aber  den  unbeltreitbaren  Vorteil,  da^ 
fehler  in  der  Wahl  des  Staatsoberhauptes  bei  der  nächften  Wahl  wieder 
ausgeglichen  roercJen  können,  morin  khon  ein  gecoilfer  Druck  auf  jedes 
geojählte  Oberhaupt  liegt,  nur  im  Sinne  des  Volkes  die  ihm  anoertraute 
öcmalt  auszuüben,  Cin  coeiterer,  roesentlicher  Vorteil  der  republikanilchen 
Staatsform  liegt  zroeifellos  darin,  da^  dem  Volke  —  roie  besonders  oor- 
züglich  die  Schweiz  zeigt  —  ein  ftändiges,  größeres  ITlitbeftimmungsrecht 
an  feiner  Staatsroirtfchaft  zufteht. 

Das  im  mittelalter  beftandene  Zwifchending  des  Wahlkönigreiches  hat 
sidi  dadurch  als  unhaltbar  erwiesen,  da^  ihm  der  Flachteil  der  monorchie 
anhing.  Der  einmal  gewählte  König  konnte  nicht  abgese^t,  seine  Wahl 
konnte,  gleich  einer  eingegangenen  Che,  nur  mehr  durch  den  Tod  gelöft 
werden,  wenn  auch  gar  oft  —  wie  dies  ja  in  €hen  auch  öfters  der  fall 
ift  —  nach  der  Wahl,  nach  der  Hochzeit,  der  erwählte  Teil  sich  ganz  anders 
zeigte  als  oorher,  wo  es  ihm  noch  galt,  um  die  ertragreiche,  gute  Partie 
zu  werben,  zu  buhlen  und  liebe  zu  heucheln. 

Ob  die  rieuzeit  noch  eine  neue  Cöfungsform  findet,  um  unferem  ohne- 
dies fchwer  betroffenen  Deutfehöfterreich  die  Reubildung  feines  Staates  ohne 
innerpolitifche  Wirren  zu  ermöglichen,  bleibt  dahingeltellt.  Da^  ihm  aber 
diese  Wirren  erspart  werden  mögen,  das  walte  öott  und  die  nationaloer- 
sommlung. 

Jedenfalls  mu^  seitens  aller  politifdien  Parteien  unferes  neuen 
Staatengebildes  jede  Verfolgung  parteipolitifcher  Sonderintereffen 
oermieden  und  nur  das  Volksintereffe  im  Auge  behalten  werden. 

mögen  auch  die  Bauern  der  republikanilchen  Staatsform  fich  zu- 
wenden, welche  ihrer  religiösen  Ueberzeugung  keinerlei  Abbruch  tut.  Die 
außerordentliche  Entwicklung  der  Tondwirtfchaft  in  den  südamerikanifchen 
landwirtfchoftlichen  Republiken  Argentinien,  Chile,  Brasilien,  in  der  Schweiz 
usw.,  zeigt,  daß  die  Republik  auch  der  Cnndwirtfchaft  eine  gedeihliche  Ent- 
wicklung sichert  und  dabei  ihr  die  fchwere  Colt   des  niilitarismus  erspart. 

Der  Volksftaatenbund  hätte  seine  Vereinbarungen  auf  alle  jene  Gebiete 
zu  erftrecken,  deren  gemeinsame,  gleichartige  Behandlung,  bei  Berücksichti- 
gung und  Wahrung  der  Aationalitäten-Intereffen,  Vorteile  für  die  einzelnen 
Staaten  bieten  würde. 

Wir  haben  gesehen,  dafj,  mit  Rücksicht  auf  die  Abredmung  mit  den 
anderen  Flationenftaaten,  seine  künftige  Wirtfchaftsgebarung  und  die  Gebiets- 
forderungen der  Entente,  Deutfehöfterreich  sein  Heil  nicht  in  erfter  Cinie  im 
Anfchluffe  an  Deutfchlond  zu  suchen,  fondern  diesen  Weg  erft  dann  einzu- 
fdilagen  hätte,  wenn  Tfchechosloroakci,  Jugoslawien   und  Polen  ihre  maß- 
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losen,  öegen  das  Sdbftbcftimmungsrecht  der  Völker  gehenden '  Ansprüche 
auf  deutfdie  Gebiete,  nidit  zurückziehen  sollten.  In  diesem  falle  mO^te 
der  flnfchlu^  an  Deutfdiland  geludit  roerden,  um  mit  diesem  oereint 
gegen  die  Herrfchsucht  (Imperialismus)  dieser  drei  Völker  anzukämpfen  und 
die  üon  ihnen  unterdrückten  deutfdien  Gebiete  oon  dem  ihnen  aufgezwun- 
genen Joche  zu  befreien. 

In  der  Annahme,  da^  der  Weg  zur  friedlidieren  und  für  alle  neuen 
Rationalftaaten  günftigeren  Cösung  geroöhlt  rolrd,  der  es  dem  ganzen  Deutfdi- 
Öfterreich  mit  Weftungarn  ermöglicht,  in  einen  toirtfchaftlich  kräftigen  Staaten- 
bund mit  den  anderen  neuentftandenen  nationalftaaten  üollroertig  und  gleidi- 
bereditigt  einzutreten,  sei  folgendes  zur  CriDägung  ausgeführt. 

Die  durch  den  jahrhundertelangen  Beftand  des  alten  Öfterreidi-Ungarn 
sozusagen  in  fleuch  und  Blut  übergegangenen  bisherigen  Beziehungen  der 
Völker  zueinander  —  nur  teilroeise  öfters  durch  politifche  Verhe^ungen 
getrübt  —  und  die  daraus  herausgeojachsene  oielfadi  miteinander  enge 
oerknüpfte  Jntereffengemeinfdiaft  dieser  Staaten  lie^e  es  —  coeil  Don  zu 
geroärtigenden  fdiroerften  Schäden  gefolgt  —  roirtfchaftlich  ganz  unoerftänd- 
lich  erfdieinen,  osenn  nicht  olle  demselben  Ziele,  dem  Volksftaotenbunde, 
unter  Beiseitel^gung  kleinlicher  Herrfchsucht  zuftreben  roürden.  Deutldiöfter- 
reidi  hat  auch  den  Hnfchlu^  an  Deutfchlond  offen,  die  TfchechoflonDakei  bei 
feindseligkeit  gegen  die  Deutfchen  das  Gegenteil,  seine  €inkreisung. 

Der  Bund  hätte  sich  mit  Rücksicht  auf  seine  roirtfchaftlidien  Intereffen 
und  den  miditigen  ITleeresanfchlu^  auf  die  Donau-  und  nordoft-fldrioltaaten 
zu  erftrecken.  €s  coürden  somit  Tfchedioflonjakei,  Deutfdiöfterreicti,  lugo- 
slacoien  und  friaul  (beftehend  aus  Kroatien,  Krain,  Bosnien,  Herzegoojina, 
Dolmatien  und  Iftrien)  und  der  freihafen  für  diese  Staaten,  Trieft,  als  oieft- 
licher,  Ungarn,  Ruthenen,  Rumänen,  Serben  und  die  deutfchen  Gebiete  des 
Banates,  Siebenbürgens  und  der  Zips  als  öftlicher  Teil  in  frage  kommen. 
Do  oon  der  Rlehrzahl  dieser  Staaten  bereits  die  demokrotifch-republikanilche 
Regierungsform  geroählt  erfdieint,  hätte  diese  als  Bedingung  für  die  Auf- 
nahme in  den  Staatenbund  zu  gelten. 

Während  den  nationalftaaten  im  Innern  Gelegenheit  und  freiheit  zur 
€ntii>icklung  der  Flotion  und  Staatseinrichtung  nadi  ihrem  GelchmaAe  und 
Ideen  oolUtens  geoiahrt  bliebe,  hätte  der  Staatenbund  zur  roirtfchoftlichen 
Zusammenarbeit  nodi  ou^en  zu  dienen,  da  er  gegenüber  dem  Zollauslande 
roesentlich  Itärker  roäre,  toorin  roirtldioftlich  größte  Vorteile  lägen,  fluch 
könnten  sich  die  oerbündeten  nationalftaaten  in  oerfchiedenen  anderen 
Richtungen  gegenseitig  günftig  unterltü^en. 

Vor  ollem  käme  für  den  Staatenbund  in  frage:  gemeinsamer  ßundes- 
freihofen  Trieft,  gegenseitig  freier  Schiffsoerkehr  auf  der  Donau  mit  frei- 
hafen Belgrad,  zum  Bahnanfdiluffe  nadi  Saloniki ;  gegenseitig  freie  Donau- 
ftationen, besonders  auf  der  ungarifchen  Strecke  mit  freihafengebieten  für 
die  Schiffe  der  einzelnen  Bundesftaoten ;  Zollunion,  iDobei  die  Zölle  selbft 
dem  Beftimmungslande  der  Ware,  die  feftgese^ten  ZollmanipulotioiTsspesen 
aber  dem  Staate  der  Cingongsftelle  zuzufallen  hätten ;  gleidiortige  ITlonopole, 
toie  Tabak,  Salz  Kohle,  Petroleum,  Zündhölzchen,  Zucker  uso).,  a7eldie 
monopolortikel  im  gegenseitigen  flustoufche  oom  erübrigenden  an  den 
dürftigen  Staat  zu  oereinbarten  Vorzugspreisen  zu  überloffen  roären ;  gegen- 
seitiger Sdiu^  oor  Steuerflucht  (oudi  für  den  Völkerbund  roiditig)  und  Steuer- 
hinterziehung;    gegenseitige  Reditshilfe   und   Gläubigerfdiu^ ;    gegenseitige 


Verbredierocrfolgung  und  Auslieferung;  Strafkolonien;  €isenbahn-  und  j^oft- 
oerkehrsoereinborungen;  Telegraph  und  Telephonoerkehr;  nationalftaaten- 
Poltsparkoffen  mit  gegenseitigem  direktem  Pofterlagoerkehr,  ähnlich  dem 
PoItanroeisungs-ÜberrechnungsDerkehre;  gleiche  Währung;  gegenseitige  Ver- 
kehrssicherung auf  Cand-  und  Waflerftra^en  usro.  Also  der  Gebiete  gemein- 
samer, friedlicher,  für  jeden  einzelnen  Rationolftaat  oorteilhafter  Zusammen- 
arbeit genug. 

Politifche  \7erhet3ung,  politifcher  Ha^  und  feindfchaft  haben  im  Welt- 
kriege entse^liche  fruchte  gezeitigt,  sich  genugsam  ausgetobt.  Glück  oernichtet, 
Herzen  gebrodien,  unermeßliche  Werte  und  roertoolle  Objekte  zerftört,  sollte 
es  nicht  möglich  sein,  nun  wieder  einmal  der  Vernunft  und  Einsicht  Plaß 
zu  fdiaffen  und  sidi,  das  Geroesene  als  abgetan  oergeflend,  die  Hände  in 
freundfchaft  zum  gemeinsamen  Wiederaufbaue  zu  reidien. 

Dieser  Staatenbund  hätte  eine  Bundesregierung  zu  seiner  Vertretung 
nach  fluten  und  Ceitung  im  Jnnern  zu  erhalten. 

Die  Bundesregierung  hätte  sich  aus  den  drei  Präsidenten  jedes  Staates  zu- 
sammenzuseßen,  roelche  aus  sich  die  drei  Bundespräsidenten  zu  roählen  hätten, 
toobei  abroechselnd  jeder  Bundesftaat  im  Präsidium  oertreten  sein  müßte. 

Die  Bundesregierung  hätte  die  bundesftaatlichen  Vereinbarungen  zu 
enttoerfen,  coelche  oon  den  Parlamenten  der  einzelnen  Staaten  zu  genehmigen 
ujären.  Die  Bundesregierung  hätte  dann  die  Durchführung  der  Vereinbarungen 
seitens  der  einzelnen  Bundesftaaten  zu  überiuachen. 


IV. 

Deutfchöfterreichs  innere  politifche  neugeftaltung. 

Jdi  habe  bisher  das  Verhältnis  Deutfehöfterreich  zu  den  neuen  Staats- 
gebilden und  seine  Abgrenzung  gegen  diese  behandelt,  kh  komme  nun  zu 
der  politifchen  inneren  Umgeftaltung,  die  sich  aus  der  Reugettaltung  der 
Verhältniffe  für  unseren  Staat  „Deutfehöfterreich"  ergibt.  Die  oon  den  Deutfchen 
Öfterreichs  zur  roirklich  "autonomen  Bildung  ihres  Staates  zu  fordernden 
flngliederungenundäußerenflbgrenzungen  ermöglichen  auch  Verfchiebungen 
der  Einteilung  der  inneren  Verroaltungsgebiete,  die  fchon  längft  erroünfcht 
roaren,  sich  als  nötig  erroiesen  und  daher  angeftrebt  rourden,  aber  ftets 
an  dem  konseroatiuen  Standpunkte  der  Regierung  fdieiterten.  ITlan  rooUte 
an  den  aus  der  feudalzeit  ftammenden  Kronlandsgrenzen  nidits  ändern 
laffen,  in  der  furcht,  es  könnte  dadurch  das  ganze  alte  Gebäude  baufällig 
werden  und  zusammenftürzen.  Run,  da  dieser  fall  dennodi  eingetreten  ift, 
können  und  müfferi  ojir  an  eine  oollkommene  Reugeftaltung  des  inneren 
Staatsaufbaues  fchreiten,  um  denselben  frei  oon  allem  alten  Zopfe  zu  bekommen. 
Die  oeralteten  Kronlandsgrenzen  der^Königreiche,  €rz-  und  fonftigen 
-Herzogtümer  fallen  mit  den  Königen,  €rz-  und  fonftigen  -Herzogen,  sie  haben 
sich  als  folche  zusammen  überlebt  und  follen  zeitgemäß  berichtigt  roerden. 
Daß  Oefterreich  in  souiele  im  Reichsrate  fchlecht  oertretene,  uerfchieden  ge- 
leitete Cänder  zerfiel,  mar:  mit  eine  Schwäche  gegen  das  zentroliftilche,  große 
Ungarn.  Daher  weg  mit  diesen  hiftorifchen  Gebilden  für  dynaftifche  Titel, 
rnünzauflchriften  und  Wappenfommlungen  in  alter  form.  Deutfehöfterreich 
ift  ein  geeinter  Staat,  in  selbem  sollte  ein  Rome  „ Deutfehöfterreich ",  ein 
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Wappen,  das  oom  nationalrate  gefchaffene,  mit  Stadttor  und  im  goldeneri 
flehrenkranz.e  gekreuzte  rote  Hämmer,  und  nur  mehr  eine  Staats- oder  Candes- 
farbe  „rot-roei^-rot"  ooranltehen. 

Die  früheren  Staatengcbilde  Oefterreichs,  roelche  ganz  nach  Gutdünken 
der  Herrfchgeroaltigen  auf  Grund  oon  Zuheiraten,  Kriegszügen  uscd.,  ganz 
ohne  Rücksicht  auf  etcDoige  Wünkhe  der  Beoölkerung  oder  Bedürfniffe  des 
Verkehres  gefchaffen  ojurden,  haben  sich  überlebt,  die  Fleubildung,  beza?. 
Äeueinteüung  oon  Jung-Oefterreich  soll  auf  Grund  der  Wünfche  der  Beoöl- 
kerung und  der  Verkehrsbedürfniffe  erfolgen.  Die  früheren  Tandes-  und 
Bezirkseinteilungen  ftammen  noch  aus  den  Zeiten,  wo  Strafen  und  flülfe 
die  einzigen  Verbindungsmittel  bildeten.  Sie  sind  überholt  durch  die  Bahn- 
oerbindungen,  ojelche andere  praktifchere  Bezirkseinteilungen  erfordern 
und  möglich  machen,  fluch  sollen  nicht  die  VValferläufe,  sondern  die  toaffer- 
fcheidenden  Höhenrücken  Kreis-,  Bezirks-  und  Gemeindegrenzen  bilden.  Die 
rieueinteilungen  können  unter  Anhörung  der  Zuteilungssondercoünlche  ein- 
zelner Gebiete  oder  Orte  erfolgen. 

Die  €inteilung  unseres  neuen  Staates  lie^e  sich  nun  auf  zcoeierlei 
Art  beroerkftelligen : 

entweder  man  Id^t  die  Cönder  unter  zeitgemäßen  Grenzberichtigungen 
beltehen  und  bildet  in  ihnen  Kreisoerroaltungen ;  oder  man  läßt  die  Cänder- 
oerteilung  ganz  fallen  und  bildet  ausfchließlich  oon  der  Zentral-Staatsgeroalt 
beherrichte  Kreise  (Kantone). 

Ich  bekenne  mich  zu  erfterer  Art,  da  ich  keinesfalls  radikale  Umftürze, 
fond^rn  immer  nur  einen  fteten,  oerbeffernden  Ausbau  für  das  richtigere 
und  beffere  halte. 

Speziell  in  dieser  frage  spielen  auch  die  ethnographifchen  ITlomente 
eine  große  Rolle  und  hielte  ich  es  nicht  für  zweckmäßig,  dieselben  ganz 
aus  den  Augen  zu  laffen.  Unser  Deutfehöfterreich  umfaßt  Deutfche  oer- 
fchiedener  Stammeszugehörigkeit  und  Charaktereigenfchaft  Und  haben  sich 
dieselben  angecoöhnt,  ihre  Stammesunterfchiede  auf  die  Heimatländer  zurück- 
zuführen oder  zu  übertragen  und  sich  nach  diesen  zu  bezeichnen.  Sie 
hängen  daher  mit  einem  geroilfen  Stolze,  mit  einer  gecoiffen  ?reude  und 
£iebe  an  ihrem  kleineren,  engeren  Heimatslande.  Wir  roollen  ja  nun  an 
Stelle  des  Völkerftoates  Oefterreich  ein  Volksftaot  sein  und  dürfen  daher 
nicht  den  fehler  begehen,  dem  Volke  diese  seine  Herzensfäden  zu  zerreißen, 
mit  denen  es  an  seiner  engeren  Heimat  hängt,  denn  diese  Herzensfäden 
roerden  sich  dann  auch  auf  den  Staat  überspinnen,  roelchem  dieses  engere 
fJeimatland  sich  angeschloffen  hat. 

Also  bleiben  roir  bei  der  roeniger  zentraliftifchen  Cändereinteilung,  aber 
berichtigen  toir  die  Grenzen  der  Cänder  zeitgemäß.  Unsere  deutkhen  Cänder 
haben  im  beendeten  Weltkriege  die  größten  Opfer  an  Gut  und  Blut  für  Alt- 
Oefterreich  gebracht,  der  Bundesftaat  Fleu-Oefterreich  soll  ihnen  die  Aner- 
kennung, den  Cohn  dafür  nicht  oerfagen,  es  soll  ihnen  allen  nach  ITlöglichkeit 
eine  Candesoergrößerung  und  damit  roirtfchaftliche  Stärkung  zuerkennen. 

€s  tDürden  sich  folgende  Grenzoerfchiebungen  empfehlen: 

Wien  bildet  ein  selbftändiges  Verroaltungsgebiet,  aus  mehreren 
Kreisen  beftehend. 
niederölterreich  erhält:  die  deutfchen Teile  der Komitate  Preßburg,  Wiesel- 
burg und  Oedenburg,  sowie  die  Gerichtsbezirke  Göding, 
nikolsburg,   Znaim,   lamniß,   Dotlchiß   und  Fleubiftriß; 
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Endlich    wegen   dei    gfinltigeren    ßahnoerbindung    den 
öerichtsbezirk  moria-Zell. 
fliederöfterreleh  gibt  ab:  an  Oberöfterreich:  die  Bezirkshauptmannkhoften 
flmftetten,  Gaming,   Scheibbs,  den  öerichtsbezirk  übbs 
und  die  Stadt  Waidhofen  a.  d.  ybbs. 

Die  Grenze  zosilchen  den  beiden  Oefterreich  tDÜrde  dem- 
nach nicht  mehr,  ganz  unbegründet  und  unzeitgemäß, 
eine  kurze  Strecke  die  €nns  bilden,  mir  hätten  demnach 
nicht  mehr  ein  Oefterreich  ob  und  unter  der  Cnns,  fondern 
ein  Ober-  und  Riederöfterreich. 
Oberafterreich  erhält:  au^er  oorftehenden  Gebieten  noch  die  deutfchen 
Gebiete  Südböhmens   und   die  Bezirkshauptmannfchaft 
£iezen,  soroie  die  Gerichtsbezirke  flußee  und  Irdning  oon 
Steiermark. 
Oberöfterreich  gibt  dagegen  ab:  die  Bezirkshauptmannfchaft  ßraunau 
a.  Inn  und  die  Gerichtsbezirke  frankenmarkt  und  ITlondfee 
an  Salzburg. 
Solzburg  erhält:  außer  Dorercoähnten  Gebieten  die  Gerichtsbezirke 
Gröbming  und  Schiadming  und  oon  Bayern  dos  Berchtes- 
gadener Cand  mit  Reichenhall. 
Salzburg  gibt  dafür  ab:  die  Bezirkshauptmannfchaft  TamsiDeg  an 

Kärnten,  den  Gerichtsbezirk  Cofer  an  Tirol. 
Kärnten  erhält:    die   Bezirkshauptmannfchoften   Tamsroeg   und 
ITlurau  und  die  Gerichtsbezirke  Cienz  und  Weißenfels. 
Steiermark  gibt  ab:  die  Bezirkshauptmannfchoften  Oezen,  Gröbming, 

rhurau  und  den  Gerichtsbezirk  ITlaria-Zell. 
Steiermark  erhält  dafür:  die  deutfchen  Gebiete  der  Komitate  Cisen- 
burg  und  Zola. 

€s  mürde  damit  noch  mehr,  ipos  es  immer  toor,  die 
ITIurmork,  da  in  ihrem  Gebiete  roeder  die  Stadt  Steyr, 
noch  auch  der  fluß  Steyr  sich  befand  oder  befindet. 
€s  hätte  dann,  roie  auch  die  anderen  £änder,  eine  ab' 
gerundete  form  geroonnen,  mit  zentral  gelegener 
Hauptftodt. 

6in  Steyrmark  müßte  eigentlich  aus  dem  Gebiete  der 
Steyr  und  €nns  beftehen  und  die  Bezirkshauptmann- 
fchoften Steyr,  flmftetten,  Kirchdorf,  fiezen  und  die 
Gerichtsbezirke  Cisenerz,  Waidhofen  a.  d.  Ubbs  und  €nns 
mit  der  Hauptftodt  Steyr  umfoffen. 
Tirol  roürde  bei  Abgang  des  Gerichtsbezirkes  Cienz  und  Zu- 
gang des  Gerichtsbezirkes  Cofer  ziemlich  gleich  bleiben. 
Der  €ntfall  des  emigen  Zankapfels  Weifchtirol  sollte 
eigentlich  nicht  als  Verluft  gelten. 

Den  Deutfchtirolern  könnte  ein  Gebietszuroachs  infolge 
ihrer  geogrophifdien  tage  nur  noch  geboten  roerden 
im  oberften  Cechtole,  ojogegen  Cieditenftein  an  Vorarl- 
berg anzugliedern  märe.  Dagegen  müßte,  als  Anerkennung 
für  seine  treue  ITlitkämpferfchaft,  Tirol  oon  den  anderen 
deutfchöfterreichifdien  banden  ein  Vorteil   dadurch   ge- 
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bot«n  mcrden,  da^  diese  finanziell  rusammcniDirken  zur 
Crmäglichung  der  Vintfchgaubahn. 

Dies  üon  den  deutfchen  fllpenldndem. 

Was  nun  Deutfdiböhmen  und  das  Sudetenland  anbelangt,  gehört  zur 
lebensmöglichkeit  dieser  beiden  abgetrennten  Glieder  Deutfchölterrelchs,  coelche 
noch  dazu  durch  einen  tfchechifchen  €infchnitt  uon  einander  gefchieden  sind, 
dal5  der  Glaser  Kessel  zur  Stärkung  mit  Deutfchöfterreich  oereinigt  a3ird, 
roodurch  Deutichböhmen  und  Sudetenland  ein  Bindeglied  erhalten,  welches 
es  ihnen  ermöglicht,  über  deutfchen  Boden  miteinander  unbehindert  zu 
oerkehren. 

Diese  so  abgerundeten,  den  Hauptoerkehrsroegen  der  €isenbahnen  an- 
gepaßten, neu  geformten  Cönder,  rodren  roieder  in  Kreise,  beftehend  je  aus 
mehreren  dann  entfallenden  Bezirkshauptmannfchaften  mit  möglidift  zentral 
in  ihnen  gelegener  Kreishauptftadt,  zu  teilen,  fluch  in  den  einzelnen  Gerichts- 
bezirken könnten  Grenzoerfchiebungen,  den  jeßigen  Verkehrsoerhältnissen 
und  etcDoigen  anzumeldenden  Wünschen  der  Beoölkerung  entsprechend,  oor- 
genommen  coerden. 

fluch  in  den  Gemeinden  selbft  rodren  flenderungen  oorzunehmen, 
indem  man  eine  möglichfte  Ausgleichung  nach  Größe  der  landgemeinden 
Dornimmt,  eoentuell  durch  Teilung  und  Schaffung  neuer  Gemeinden  unter 
Heranziehung  der  einzuziehenden  Fideikommiß-  und  Krongüter.  Dobei  roäre 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  auch  den  Städten  eine  größere  €nta)icklungs- 
möglichkeit  geboten  coird,  indem  man  ihre  einengenden  Stadtgrenzen  durch 
flngliederung  Don  angrenzenden  Candgemeindegebieten  errüeitert,  ihnen  damit 
auch  die  ernährungsmöglichkelt  —  durch  Sicherung  eines  größeren  Ver- 
sorgungsgebietes —  erleichtert.  „leben  und  leben  lallen"  muß  jeßt  das 
Gegenseitigkeitsprinzip  der  drei  Stände  in  unserem  neuen  Volksftaate  sein, 
riur  auf  den  Grundsäßen  der  einsichtsoollen  Radigiebigkeit,  oer- 
nünftigen,  gegenseitigen  €ntgegenkommens  und  Berücksichtigung 
der  Cebensmöglichkeiten  und  der  £ebensbedingungen  und  Bedürf- 
ni[[e  jedes  einzelnen  der  drei  StaatsbOrgerftände,  nur  auf  der  so- 
genannten „Brüderlichkeit",  kann  sidi  ein  glückliches  Zusammenleben,  eine 
erfolgreiche  Stoatscoirtfchaft  entwickeln.  Sie  roird  sich  dann  aber  auch  ent- 
toidieln. 


V. 

Innerer  Aufbau.  —  Reformen. 

So  mir  nun  mit  dem  Bau  unseres  Staotsgebäudes  fertig  sind,  dassefbe 
in  seine  Räume  eingeteilt,  gegen  unsere  Fladibarn  abgegrenzt  und  unser 
Verhältnis  zu  diesen  beachtet  und  geregelt  haben,  können  ooir  zur  €in- 
richtung  fchreiten.  Wir  Quollen  uns  dasselbe  mögiichft  cDohnlich  gehalten, 
dem  Streite  der  innecDohnenden  Parteien  mögiichft  oorbauen  und  deshalb 
bei  dieser  Fleueinrichtung  tunlichft  jene  Hauptmängel  der  alten  €inrichtungen 
gleich  beseitigen,  roelche  bisher  zu  Differenzen  und  Streit  oorherrldiend 
Anlaß  gaben.  Wie  miederholt  betont,  bin  ich  Gegner  jedes,  den  ganzen 
Staat  fdiädigenden,  oermirrenden  Umfturzes  und  halte  es  entfchieden  für 
richtiger,  das  ßeftehende  oerbeffernd  auszubauen,  indem  man  fehlerhafte 
Teile  durch  neue  erseßt,    ohne  dc»s  ganze  Staatsgefüge   ins  Wanken  zu 
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bringen.  Von  diesem  öesiditspunkte  ausgehend,  möchte  ich  nun  gecDiffer- 
ma^en  programmatifch  einige  mir  besonders  lüichtig  für  das  Gedeihen 
unseres  jungen  Staatsmesens  ericheinende  reformbedürftige  Teile  der  alten 
Staatseinrichtung  besprechen  und  Vorfchläge  zur  BeHerung  machen.  Durch 
deren  Berücksichtigung  coürden  nichtige  Streitpunkte  ausgelchaltet  und 
damit  die  Grundlage  für  ein  längeres  gemeinnü^iges  Zusammenarbeiten 
der  oerkhiedenen  Parteien  unseres  Staatsroesens  angebahnt. 

Wir  brauchen  dieses  Zusammenarbeiten  aller  Stände  und  Parteien 
im  Intereffe  unseres  fchmer  gefchädigten  Volkes  und  gelchcoächten  Staates, 
zu  deffen  Wiederaufbau,  zur  Stärkung  und  zur  Heilung  der  erlittenen  Schäden. 
Jn  crfter  Cinie  ift  roirtfchoftliche  Betätigung  und  fleißige  Arbeit,  und 
zu  diesen  roieder  innere  politifche  Ruhe  dringendft  nötig,  lede  Partei 
mu^  im  Intereffe  des  Ganzen  etroas  nachgeben  und  entgegenkommen. 

3Ffrei(!aat  (Hfpußüft). 

Bereits  im  flbfchnitte  III  habe  ich  meine  diesbezüglichen  flnfiditen  zum 
Ausdrucke  gebradit.  Jch  roürde  es  für  Dollftändig  uerfehlt  halten,  die  Wieder- 
einse^ung  des  gänzlich  obgecoirtfchafteten  Herrfcherhauses  ins  Rüge  zu  faffen, 
roeldie  uns  über  kurz  oder  lang  doch  roieder  die  alten  nachteiligen  Zuftände 
einseitiger,  auf  der  Offiziersmacht  und  Hdelsprotektionsroirtfchoft  aufgebauter 
familienpolitik  brächte,  unter  der  das  öffentliche  Ceben  leider  ganz  unglaublich 
korrumpiert  courde.  Wir  roollen  einen  Staat,  in  dem  nicht  der  beftc  Heuchler, 
Duckmäuser  und  Schliefer,  oder  der  größte  Dummkopf,  roeil  er  zufällig  ade- 
ligen Flamen  führt,  fondern  der  tüchtige,  fleißige,  roirtfchaftliche  und  ordent- 
liche menfch  es  oortoärts  bringt,  mit  einem  Worte  einen  Staat,  in  dem  der 
ITlenfch  nidit  nach  flbftammung,  Ka^buckeln  oder  Kirchenrutfchen,  fondern 
nach  Fähigkeit,  leiftung,  roirtfchoftlicher  und  solider  Cebenscocise  getoertet 
CDird.  Hur  derjenige,  der  durch  geiftige  oder  der  Hände  Arbeit  gutes 
leiftet,  ift  ein  CDertoolles  Glied  für  den  Staat,  ift  ein  oollroertiger  Staats- 
bürger, ein  fchä^ensroerter  ITlitbürger. 

iS^taafsßürggr. 

Als  Bürger  der  Republik  oon  Deutfehöfterreich  gilt  gegenwärtig  jeder, 
der  je^t  in  selber  ojohnt  und  sich  zu  selber  als  Deutfcher  bekennt.  Alle 
anderen  gelten  als  Ausländer.  Im  Cande  nicht  gebürtige  oder  erft  durch 
das  frühere  Heimatsgese^  zuftändig  geroordene  haben  einen  Treueid  dem 
Staate  Deutfehöfterreich  zu  leiften  und  sich  zur  deutfchen  Staatsfprache  zu 
bekennen,  roidrigens  sie  ihrer  Ansäffigkeit  oeriuftig  gehen,  nachträgliche 
Umgehung  oder  Flichtbeachtung  des  Cides  mü^te  den  Verluft  des  Heimats- 
redites  nadh  sich  ziehen  Die  seit  Kriegsbeginn  in  Deutfehöfterreich  ein- 
geroanderten  Perfonen  haben  in  ihre  Heimat  unoerzüglich  zurückzukehren, 
sie  können  die  Staatsbürgerfdiaft  je^t  nicht  erroerben. 

Künftig  ift  die  Aufnahme  oon  Ausländern  in  den  Staatsoerband  nur 
nach  zroölfjähriger  Seßhaftigkeit  auf  Grund  eines  Anfudiens  an  das  be- 
treffende Tand  möglich,  welches  eine  etroaige  Becoilligung  auf  Anhörung  der 
Kreis-  und  Ortsbehörde  erteilt,  in  denen  der  Anfuchende  seinen  Wohnsi^ 
geroählt  hat.  In  Ausnahmsfällen  kann  ö^k  Dauer  der  Seßhaftigkeit  ab- 
gekürzt CDerden. 
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Ausländer  können  in  Deutfdiölterrcidi  Realbcsi^  (Oebäudc,  Grund  oder 
Boden)  nur  mit  Genehmigung  des  betreffenden  Tandes,  im  einoernehmen 
mit  der  oberften  Staatsbehörde,  nach  Anhörung  der  Kreis-  und  Ortsoorftehung 
erroerben  oder  pachten. 

Die  Republik  OeutfdiöFterreidi  kennt  nur  fchaffende  Bürger  und  dem- 
nach nur  drei  Stände,  den  Arbeiter-,  Bauern-  und  Bürgerftand,  roelche 
gleiche  Redhte  im  Staate  genießen,  die  ihnen  in  form  des  allgemeinen, 
geheimen,  gleichen,  direkten  Wahlrechtes  geroährleiftet  roerden,  coelches  für 
olle  öffentlichen  Wahlen  zu  gelten  hat. 

Der  flrbeiterftand  umfaßt  alle  im  Cohnoerhältniffe  ftehenden  Arbeiter  und 
Bediensteten  der  Stadt,  des  Candes,  des  Staates  und  Prioater,  der  Induftrie,  des 
Handels  und  Geroerbes,  Cand-  und  forltroirtfchaft  und  des  Bergbaues. 

Der  Bauernftand  umfaßt  alle  lelbftändigen  Bürger,  deren  hauptsäch- 
licher Beruf  die  Bearbeitung  ihres  Grundbesi^es,  sei  er  land-  oder  forlt- 
roirtfchoftlich,  bildet. 

Der  Bürgerftand  endlich  umfaßt  alle  lelbftändigen  Geroerbe-,  Handel- 
und  Induftrietreibenden  und  die  feftbesoldeten  Angeftellten  (Beamten)  dieser 
Berufe.  Dem  Bürgerftande  gehören  auch  an  olle  Staats-,  Tandes-  oder 
Gemeindebeamten  einfchlie^lich  der  Gemeindesekretäre  oder  Gemeindefdireiber, 
die  Cehrerfchaft,  alle  akodemifch  Gebildeten.  Die  Beamten  der  forft-,  Berg- 
bau-, Verkehrs-  und  Versicherungsunternehmungen-  und  Verrooltungen,  soroie 
der  finanzinftitute.  Die  Geiftlichkeit  aller  ftootlich  anerkannten  Religions- 
genoffenfchoften.  Die  Pensionsoersicherungspflichtigen  laut  P.-V.-G.,  Künftler. 
Die  Besi^er  oon  Zinshäusern,  Villen  und  Kleinhäusern.  Cs  ift  hiebei  gleich- 
gültig, ob  diese  Berufsangehörigen  nebftbei  einen  Grundbesii^  betreuen,  in 
der  Stadt,  im  ITlarkte  oder  am  Conde  ihren  Si^  haben. 

Dos  bisherige  allgemeine  Wahlrecht  roar  keine  aufrichtige  Schöpfung. 
ITlan  hatte  die  Städte-  und  Induftrieorte-Kurie,  also  die  der  Induftrie,  des 
Handels  und  Geroerbes,  aufgeloffen  und  sie  gegen  die  Arbeiter  ausgespielt. 
Die  gleichzeitige  Auflassung  der  früheren  Gro^grundbesi^er-Kurie  roor  nur 
zum  Scheine  erfolgt,  man  fchuf  dafür  mehr  Handgemeinde-ITlandate,  so  da^ 
die  fierren  Gro^grundbesi^er  auf  diesem  Wege  wiederum  bei  ihren  ITTandaten 
und  bei  ihrem  Cinfluffe  blieben. 

nunmehr  soll  für  die  nationaloersommlung,  den  londtog,  den  Kreisrat, 
den  Gemeindeausfchu^  jeder  männliche  und  roeibliche  Staatsangehörige  nach 
€rreichung  des  24.  Cebensjohres  eine  Stimme  zu  direkter,  geheimer  Wohl 
haben.  ITlit  Erreichung  des  30.  Cebensjohres  kann  er  in  diese  Körper  auch 
geroählt  roerden. 

Die  Wahlen  erfolgen  gemeinderoeise.  Die  Wähler  geben  ihre  Stimm- 
zettel in  gleichartigen  Kuoerts  ob.  Die  gemifchte  Gemeinde-Wahlkommiffion 
überprüft  die  Wahlousroeise  und  lä^t  die  Wähler  noch  Durchfchreitung  der 
Wahlzelle  ihre  Stimmkuoerts  in  die  Urne  legen.  Die  mit  der  Abftreidiung 
in  der  Wählerlifte  übereinftimmende  Anzahl  Kuoerts  roerden  eröffnet  und  nach 
Stimmzählung  in  gefchlossenem  Akte  an  die  Hauptroohlkommission  in  die 
Kreishouptftadt  gesandt.  Dort  erfolgt  die  Ueberprüfung  der  Stimmzdhiung 
für  den  ganzen  Wahlkreis. 
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Die  scibftändigcn  frauen  mahlen  mit  dem  Stande  ihres  Berufes,  die 
übri§eii  mit  dem  Stande  ihres  FTlannes;  Pensioniften  und  Hltersoersorgte 
mit  ihrem  froheren  Berufsftande. 

fln  dieser  Stelle  sei  betont,  da^  für  Hbgeordnete  nur  die  Tages-fln- 
roesenheitsdiöten  mit  Zu-  und  Heimreisetagen  und  Freifahrt  nuf  den  Bahnen 
eine  gerechte  €ntfchädigung  bilden,  ein  Grundsa^,  der  oon  allen  ehrlichen 
Val^ksoertretern  ausfchlie^iich  als  richtig  anerkannt  ift  und  daher  roieder  zur 
Geltung  gebracht  tDerden  mu^. 

I^afilmiteihmg  für  tit  Iß^taatstJErfatttmlunö. 

Die  Wahlen  für  die  Staatsoersammlung  finden  nach  den  gefchaffenen 
Kreisen  und  geteilt  nadi  den  drei  Ständen:  „Arbeiter.  Bauern,  Bürger", 
soroie  nach  männlidien  und  roeiblichen  Wählern  ftatt.  Jeder  Wahlberechtigte 
des  erftcn  Standes  bekommt  einen  roten,  des  zojeiten  Standes  einen  grünen, 
des  dritten  Standes  einen  blauen  Stimmzettel,  roeldie  coieder  durch  gro^e 
m  und  n>,  nach  männlichen   und  roeiblichen   Stimmen    unterichieden  sind, 

fluf  je  9000  männliche  und  auf  je  1 1.000  roeibliche  Stimmen  zusammen 
entfällt  ein  Volksoertreter,  somit  ift  20.000  die  mandatfehl üsselzahl  (Wahl- 
zahl). €s  können  auch  roeibliche  Wahlroerber  seitens  der  einzelnen  Parteien 
in  ihr«  Wahlroerberliften  aufgenommen  roerden.  Die  Wahlen  erfolgen  partei- 
mäßig, die  Stimmzettel  roerden  auf  den  Flamen  der  Partei  ausgeftellt.  Jede 
Partei,  die  über  eine  entsprechende  Anzahl  Stimmen  üerfügt,  somit  als  ernft 
zu  nehmen  ift,  kann  für  jeden  Wahlkreis  eine  Wahlroerberlifte  aufftellen 
und  anmelden.^  Flach  FFlaßgabe  der  auf  die  Partei  im  Wahlkreise  entfallenden 
Stimmen  erfcheinen  unter  Berücksichtigung  obiger  Schlüsselzahlen  eine  ent- 
sprechende Anzahl  Wahlroerber  geroählt.  Gegenüber  obigen  Schlüsselzahlen 
in  oerfchiedenen  Kreisen  überfchüssige  oder  zu  geringe  Stimmenzahlen  einer 
Partei  sind  im  betreffenden  Tande  auf  Grund  obiger  Schlüsselzahl  zur  €r- 
reichung  roeiterer  ITlandate  den  Kreisen  mit  den  nächftmeiften  Stimmen 
dieser  Partei  zuzuzählen.  Die  Gesamtzahl  der  FFlandate  richtet  sich  nodi 
der  Zahl  der  abgegebenen  Stimmen  in  den  drei  Gruppen. 

einer  frage  sei  hier  Crroähnung  getan,  ob  es  nicht  zroeckmäßig  roäre, 
ein  zoieites  Haus,  das  „Ständehaus"  oder  „Berufsparlament",  für  die  roirt- 
fdiaftlidien  Staatsfragen  als  beratendes  Organ  zu  fchoffen,  deffen  FFlitglieder 
ouf  Grund  roirtfchaftlicher  Tüchtigkeit  nach  den  Berufsgruppen  der  drei  ar- 
beitenden Stände  zu  roählen,  resp.  zu  entsenden  roären.  Coentuell  könnten  die 
Candtage  oder  Gemeindeousfdiüffe  auf  Grund  dieser  Gesichtspunkte  geroählt 
roerden,  da  es  für  das  Staatsleben  nicht  uom  Vorteile  sein  kann,  roenn 
alles  nur  oom   politifdien  FFlachtftandspunkte  aus  behandelt  roird. 

^frtoaltungsrrform. 

riun  kommen  roir  zu  einem  Gegenftande,  der  fchon  Diel  Kopfzerbrechen 
Dcrursacbt  hat,  roeil  es  eben  roirklidt  dringendft  und  geroaltig  zu  reformieren, 
zu  oereinfachen,  zu  sparen  gibt;  nur  dürfen  roir  die  Sodie  nidit  so  an- 
fangen, roie  dies  unterm  oerftorbenen  alten  Kaiser  gefdioh.  Wenn  zum 
Reformwerke  eine  Anzahl  Herren  zusammenberufen  roerden,  die  zufolge  ihrer 
Abftammung  oder  hohen  Beziehungen  roenig  Gelegenheit  hatten,  sidi  bei 
roir  kl  icher  Arbeit  praktifch  zu  betätigen  und  geeignete€rfahrungenzu  sammeln, 
so  dürfte  dies  roohl  nidit  der  riditige  Weg  zu  roiiCklich  guten  Reformen  sein. 
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Die  V^rroaltung  roird  fcroi^  nicht  dadurdi  reformiert  und  oereinfadit,  da% 
man  dem  Regenten  alle  Jahre  ein  oiele  hundert  Seiten  ftarkes  Budi  über 
diesen  Gegenwand  Dorlegt,  das  dann  erft  roieder  zum  Studium  eine  Anzahl 
Beamte  erfordern  roürde,  um  sich  über  deffen  Jnhalt  und  Tendenzen  klar 
zu  coerden. 

Die  Uerroaltungsrefonn  mu^  sich  auf  Personal-  und  flrbeitsersparungen 
und  Vermeidung  oon  llmltändlichkeiten  und  Vieifchreibereien  bei  allen  flemtern 
erttredten.  für  Reformen,  Verbefferungen,  Vereinfadiungen  im  Dienfte  mu^ 
jedem  Beamten  das  Recht  der  Anregung  zuftehen,  oselche  im  Wege  dss 
flmtsoorftandes,  eoentuell  bei  der  in  frage  kommenden  Bezirks-  oder  Kreis- 
oertretung  oder  einer  neu  zu  fchaffenden  Reformkommiffion  einzubringen  sir>d, 
die  deren  Zajeckmäl^igkeit  und  Durchführbarkeit  prüft  und  über  deren  allge- 
meine Einführung  entidieidet. 

eine  roesentliche  Reformbedürftigkeit  zeiget  der  politifche  Staatsdienff, 
die  Doppeloerroaltung.  Diese  itt  in  erfter  Onie  abzulchaffen.  Viele  adelig« 
Protektionskinder,  besonders  in  den  ITlinilterien  und  bei  den  Bezirkshaupt- 
mannfdioften,  haben  es  ftets  öerftanden,  die  coirklichen  Arbeiten  und  das  Denken 
den  bürgerlidien  Beamten  zu  überladen  und  sidi  selbft  damit  als  üb«r- 
flüffig  era)iefen. 

Die  Dielen  Bezirkshauptmannschaften  können  in  der  bisherigen  Ver- 
fassung entfallen,  insbesondere  da  nun  ihre  Hauptfriedensbetdtigungsgebiete, 
das  militärreferat  und  die  Zenfur,  ganz  zum  Ausfall  kommen.  An  ihrer 
Stelle  hätten  die  bisherigen  Behörden  der  Bezirksgerichte  eine  Eroxfi- 
terung  um  einen  Bezirksamtmann  zu  erfahren,  der  für  seinen  Bezirk  die 
kleineren  Agenden  der  Bezirkshauptmannschaften  übernimmt  und  gleichsam 
die  Verbindung  der  Beoölkerung  mit  der  Staatsgewalt  zu  übernehmen  hätte, 
indem  er  als  deren  Repröfentont  überroachend  und  beratend  mit  der  Be- 
oölkerung in  Verkehr  tritt. 

An  Stelle  der  Bezirkshauptmannschaften  treten  die  Kreise,  iselchc 
zugleich  Wahlkreise  sind. 

Die  Hauptagenden  der  Bezirkshouptmannsdiaft  roerden  in  die  größeren 
Kreishauptmannschaften  oerlegt,  oon  denen  roeniger  sein  coerden,  was  eine 
bedeutende  Ersparnis  an  Personal  bedeutet. 

Der  Kreishauptmannschaft  fallen  für  ihren  Kreis  zu:  das  Sanitäts- 
referat, die  Bauleitung,  die  forftinfpektion  und  eine  neu  zu  fchaffende 
Agrarinspektion.  Diese  hat  die  Aufgabe  zu  sehen,  do^  keine  Agrargebiete 
auf  forlte  oder  Jagden  umgelegt,  keine  Viehu3eiden  zu  diesen  Zwecken  ab- 
geschafft roerden;  sie  hätte  ferner  die  Aufgabe,  den  Eandroirten  auf  mög- 
lichfte  Art  hinsichtlich  Hebung  der  Bodenproduktion  an  Hand  zu  gehen ; 
sie  hätte  endlich  für  den  Kreis  die  Ueberroachung  der  landroirtschaftlidien 
Produktion  hinsichtlich  möglichft  gleichmäßiger  Ernährung  der  Beoölkerung 
des  Staates  und  Verhinderung  übermäßiger  Exportation  durdi  Einkäufer, 
Zroischenhändler  oder  Geschäfte  des  eigenen  Kreises,  der  Flachbarkreile  oder 
des  Auslandes  und'  khließlich  die  Oberoufficht  über  das  ITlarktroesen,  die 
Cebensmittelftatiftik  und  Verteilung  zu  übernehmen. 

für  die  einzelnen  Referate  fungieren  die  nötigen  Beamten  als  Ange- 
Itellte  des  Staates.  Die  Ceitung  der  Kreishauptmannfdraft  zur  DurdifQhrung 
der  oon  der  Staatsoersammlung  (nationaloersammlung)  beschlossenen  öefe^e 
obliegt  dem  Kreisrate,  welcher  oon  den  den  Kreis  bewohnenden  Staats- 
bürgern derart  gebildet  wird,  daß  jeder  Geriditsbezirk  durdi  ebenfalls  atlge- 
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meine,  gleiche,  direkte  Sföndeosahlen  eine  ihrer  CintDohnerzahl  entsprediende 
Anzahl  Kreisräte  aus  den  drei  Ständen  und  proportional  aus  oerfchiedenen 
Parteien  entsendet.  Die  Wahl  erfolgt  analog  der  Reidisratsojahl  und  gelten 
als  Sdilüsselzahlen  1200  für  die  männlichen  und  1800  für  die  roeiblidien 
Wähler,  zusammen  3000  Stimmen  auf  1  ITlandat.  Diese  Kreisräte  roäHlen 
aus  ihrer  mitte  den  Kreishauptmann  und  zroei  Stelloertreter  als  Ceiter  der 
Kreishauptmannsdiaft  aus  den  drei  Ständen  und  ftärkften  Parteien. 

Den  Kreisräten  gehören  audi  die  Abgeordneten  des  Kreises  an,  ohne 
in  dieselben  eigens  gemählt  zu  merden. 

Die  Kreisräte  roählen  au^er  den  drei  Kreishauptleuten  im  Wege  des 
Proporzes  unter  tunlichfter  Berücksichtigung  oller  oertretenen  Parteien  und 
oerfchiedener  Berufe  oieitere  fechs  ITlitglieder  in  den  Candtog.  €s  findet 
eine  eigene  CandtagscDohl  nidit  ftott,  sondern  der  Eondtag  eines  Candes 
roird  gebildet  aus  den  drei  Kreishauptleuten,  je  sechs  erroählten  Räten 
jedes  der  Tandeskreise  und  den  Reichsratsabgeordneten  des  Candes.  Der 
Candesausfdiu^  bildet  die  Candesregierung,  roelche  zugleich  Candesoerroaltung 
und  Stattholterei  ift,  der  die  Kreisbehörden  unterftehen,  inde^  sie  der 
Staatsregierung  unterfteht. 

DoppeloerrDaltungen  sind  unbedingt  zu  oermeiden.  €s  roerden  sich 
daher  manche  üereinheitlidiungen  empfehlen,  so  z.  B.  bei  der  Stra^enpflege, 
deren  Beaufsichtigung  einheitlich  den  Bauabteilungen  der  Kreisbehörden  zu 
unterftellen  roären.  Die  Schulinspektion  roäre  ebenfalls  einheitlich  kreisroeise 
für  mittel-,  Bürger-  und  Volksichulen  in  die  Hände  des  Staates  zu  legen. 
Die  Schulinspektoren  hätten  ihre  Berichte  mit  eoentuellen  Anerkennungen, 
Verse^ungsanträgen  usro.  an  die  Condtoge  und  diese  an  das  Staatsamt  für 
Unterricht  zu  erftotten. 

Die  militärifchen  Agenden   hat  sich  das  militär  selbft  zu   besorgen. 

Jeder  Abgeordnete  zur  nationoloersammlung  ift  als  solcher  beratender 
und  zu  seiner  Information  Teilnehmer  des  Kreisrates  und  des  Condtages, 
kann  daher  für  die  Kreisräte,  den  Kreisuorftand  und  den  Condtag  nicht 
geojählt  toerden,  damit  er  nicht  durch  Aemterhäufung  in  seiner  Haupt- 
tätigkeit behindert  und  beeinträchtigt  roird,  und  derselbe  sein  Abgeord- 
netenmandat unbeeinflußt  als  Vertreter  für  den  Staat  ausüben  kann.  Die 
einzelnen  Staotsbürgejf,  resp.  Wähler  und  Jntereffentengruppen  haben  sidi 
nicht  mehr  direkt  an  die  einzelnen  Abgeordneten  zu  ojenden,  sondern  ihre 
Anliegen  durch  Ihre  Bezirksabgeordneten  der  Kreisoertretung  uorzubringen, 
ojelche  erft  darüber  fdilüffig  roird,  ob  und  roie  dieselben  roeiterzuoerfolgen 
und  roeiterzuleiten  sind.  Dann  erlt  ift  es  Sache  der  betreffenden  Abgeord- 
neten, sidi  derselben  ihrem  €rmeffen  nach  anzunehmen.  €s  muß  aufhören, 
daß  einem  Abgeordneten  die  Hände  gebunden  sind  und  er  gezroungen  Ift, 
seine  Tätigkeit  auf  die  €rbettelung  oon  Vorteilen  für  einzelne  seiner  Wähler, 
den  sogenannten  Stimmzettelfang,  das  Viatizieren,  das  Schnallendrücken  in 
den  Staatsämtern  zu  oerlegen;  er  muß  frei  und  unbehindert  die  ganze  Zeit 
seines  mandates  als  Abgeordneter  des  Volkes  sich  den  Staatsfragen  roidmen 
können. 

Ißtaafsßtamttuff^aft. 

Jn  diesem  Belange  loffen  sich  oiele  Belferungen  und  €rsparnilfe  er- 
zielen, roenn  Aufteilung  und  Beförderung  ausfchließlich  oom  Standpunkte 
der  Tüditigkeit,  des  Fleißes,  der  Genauigkeit,  des  Intereffes  am  Dienfte  und 
des  korrekten   Umgancies  init  (J^n  Parteien  ausgegangen  roird.    Jedroede 
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Protektionsroirtfdiaff  oom  Standpunkte  der  flbftammung  mulg  aufhören. 
Unfähige  Personen,  für  roelche  dann  andere  den  Dienft  tun  und  die  Arbeit 
machen  muffen,  sind  zu  entfernen,  auch  coenn  sie  adelig  sind.  Das  Sprich- 
wort: „Und  ift  er  auch  da  zu  dumm,  dann  kommt  er  ins  ITlinifterium"  mu^ 
jede  Unterlage  im  Bürgerftaate  oerlieren.  —  Doch  auch  die  in  die  frühere 
Staatsoerroaltung  unglücklich  hineingetragene  Unteroffiziersroirtfchaft  mufj 
aufhören.  Unser  früherer  dynaftifcher  Staat  mar  eben,  roie  jeder  solche, 
auf  der  militärifchen  öeroalt  aufgebaut.  Unteroffizier  rourde,  roer  die  Ceute 
am  rücksichtsloseften  behandelte  und  am  energifcheften  roettern  und  fchreien 
konnte.  Diesen  überliefen  die  Offiziere  die  ganze  Drill-  und  Verroaltungs- 
tdtigkeit  und  ihre  sonftige  Hrbeit,  toofür  sie  zu  manchem  die  flugen  zu- 
drückten, roas  ein  Unteroffizier  in  flusnü^ung  seiner  militärischen  öecoalt 
zu  seinen  eigenen  Gunften  und  für  seine  Tafche  unternahm.  Solche  Unter- 
offiziere rourden  dann  in  die  Staatsbeamtenfchaft  eingereiht,  oerroediselten 
die  Parteien  mit  Rekruten  und  betrieben  ihr  sonftiges  Gebahren  tunlichft 
weiter,  dadurch  die  anderen  Beamten  korrumpierend  und  in  ihrem  Hnsehen 
fchädigend. 

€ines  üoichtigen  ITlomentes  sei  hier  gedadit.  Die  Unternehmungsluft 
der  Bürger  zu  fördern,  die  Staatsanhänglichkeit  zu  heben,  mache  sidi  die 
Staatsbeamtenfchoft  zur  hehren  Aufgabe.  Sie  sei  sich  deffen  eingedenk, 
da^  sie  in  selben  nun  Dollberechtigte  ITlitbürger,  aber  nicht  mehr  nur  ge- 
duldete Untertanen  zu  sehen  hat.  Sie  roird  dadurch  das  Staatsleben  auf 
ein  höheres  nioeau  bringen.  Der  Steuerträger  soll  sich  nicht  mehr  nur  als 
gepreßtes  Steuerobjekt  fühlen.  Der  Bürokratismus  mu^  aufhören,  pf licht- 
beoju^te  Beamtenintelligenz  an  seine  Stelle  treten. 

Um  dies  zu  erreichen,  mu^  üor  allem  dos  Syftem  des  Zeitaoancement 
eine  beffernde  Änderung  erfahren.  Jn  seiner  bisherigen  €inteilung  mar  es 
als  Schu^  der  arbeitenden  bürgerlichen  Staatsbeamten  gegen  die  adeligen 
Protektions-Richtstuer  erftrebt  und  betDilligt  morden,  hat  aber  den  Flachteil, 
da^  der  Faulenzer,  Schieber  und  ITlinderbefähigte  ebenso  oorrückt  coie  der 
Tüchtige  und  Eifrige,  osodurch  naturgemäß  das  Intereffe  an  besonderer  Be- 
tätigung, zum  Schaden  des  Dienftes  und  des  Staates  uniergraben  roird. 
€s  roerden  die  Seffeldrücker  und  Schroadroneure  grofjgezogen.  €s  müßten  außeir- 
tourliche  floancements  oder  sonftige  Anerkennungen  für  besondere  Ceiftungen 
eingeführt  und  insbesonders  auch  die  Amtsleiter  zu  richtiger  Personal  sparen- 
der Dienft-  und  Arbeitseinteilung  im  Wege  des  Amtseides  oerpflichtet  roerden. 
Die  leitenden  Stellen  dürften  nicht  als  Ruhepolten  aufgefaßt  roerden. 

Hilitär. 

Der  bürgerliche  freiftaat  bedarf  einer  Schuß-  und  Wehrmacht  zum 
Schuße  oon  Person  und  €igentum  im  Innern  und  zur  Wahrung  des  Ansehens 
noch  Außen  und  Verteidigung  gegen  nachbarliche  Übergriffe.  €s  ift  daher 
bei  uns  ein  Ausbau  und  eine  €rroeiterung  des  Gendarmeriekorps  als  Schuß- 
macht nötig,  der  die  Aufrechterhaltung  der  ftaatlichen  Ordnung  im  Innern, 
Vertretung  der  Gese^e,  Schuß  der  persönlichen  freiheit  und  Sicherheit  des 
Eigentums  obliegt.  Die  Gendarmerie  roird  demnach  unter  €rrichtung  neuer 
Gendarmeriepoften  entsprechend  oermehrt,  gegen  bisher  oon  Verroaltungs- 
und  militärilchen  Aufgaben  entlaftet  roerden  und  mehr  dem  Dienfte  der 
Jultiz  obliegen  müflen.  Die  Chargen  der  Gendarmerie  roären  als  Cebens- 
Heilungen  auszugeftalten. 
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Zur  Wahrung  des  ffaatlidien  Ansehens  und  der  ffaatlichen  Jntereffen 
nadi  fluten  gegen  Radibarftaaten  und  Völker  ift  eine  Staatsroehr  (fTliliz) 
in  berdirflnkterem  Umfange  als  Wehrmacht  aufzuftellen,  ähnhdi  der  fchiweize- 
rifdien  miliz  mit  drei-  bis  oiermonatlicher  flbrichtung,  je  nach  Bedarf  zu 
iDcrfdiicdenen  Jahreszeiten,  also  Bauernitand  im  Winter,  Cehrer  u.  a.  im 
Sommer  usm.  €s  indre  hiebei  ein  Hauptaugenmerk  auf  die  Dienftesoor- 
Wtriften  fflr  das  Offizierskorps  zu  richten,  deren  Verfaffung  eine  derartige 
sein  mQ^te,  da^  einer  arbeitsfremden  Zeitnergeudung  der  Offiziere  und  f\b- 
voendung  auf  oergnüglidie  Gebiete  megen  ungenügender  Befdiäftigung  tun- 
lidift  Dorgebeugt  niürde.  €s  mü^te  eine  6ntlaffung  mindermertiger  Offiziere, 
die  durdi  ihren  Cebenscoandel  öffentliches  flergernis  geben  oder  die  ihren 
Dienft  intereffelos  oernadiläffigen  und  ihre  Dienftesoufgaben  auf  die  Unter- 
affiziere  abroölzen,  oorgesehen  sein;  ebenso  für  Unteroffiziere,  die  beftech- 
Kdi  oder  unehrlidi  sind.  Rur  in  Deutfchöfterreidi  gebürtige  Offiziere  und 
Unteroffiziere  roören  anzuftellen  und  dabei  noch  deren  Beliebtheit  bei  ihrer 
früheren  ITlannfchaft  mit  Rücksicht  auf  ihr  menfchlidies  Verhalten,  soroie 
ihre  €hrenhaftigkeit  und  Unbeftechlidikeit  zu  überprüfen,  fluch  eoentuelle 
oeriDCindtfchaftlidie  Beziehungen  zu  den  nachbarlichen  riationaUtaaten  mören 
zu  beaditen,  um  nidit  roieder  der  Verräterei  ausgeliefert  zu  sein. 

Der  rriannfchaft  mü^te  es  frei  ftehen,  sich  als  Unteroffiziers-flspiranten 
zu  längerer  Dienftleiftung  behufs  nachherigen  Übertrittes  zur  Gendarmerie 
anzumelden. 

j8taat0«inna(jmgn  —  ^Umvn. 

)m  Steuermesen  märe  die  Tendenz  der  €ntlaltung  der  ITlinderbemittelten 
und  minderoerdienenden  im  Wege  der  Progreflion  roeiter  zu  oerfolgen  und 
zu  einer  gerediten  flusgeftaltung  und  Durchführung  zu  bringen.  €s  roären 
demnadi  zu  fdiaffen :  eine  ftark  progreUine  Kriegsgeroinn-  und  €rbfteuer, 
mit  fettfe^ung  einer  €rbfdiaftsgrenze  zugunften  der  ^u  fdiaffenden  ftaat- 
lidien  Alters-  und  Inoalidenoersorgung ;  eine  progressioe  Wohnungsfteuer 
mit  besonderer  Crgreifung  der  Cuxusroohnungen,  Schlöfler  und  Villen  usro. 
und  Befreiung  der  Kleinojohnungen ;  eine  oom  Dienft-  oder  Arbeitgeber  zu 
leiftende  Dienftboten-  und  Arbeitergebühr;  eine  progreffioe  Grundbesii3lteuer 
nach  der  Grö^e  des  Besi^es  und  der  €i;tragfähigkeit  des  Bodens;  eine  Kapitol- 
fteuer  für  Vermögen  physifcher  oder  juridifcher  Personen,  insbesonders  der 
Großbanken  und  Unternehmungen,  a)obei  audi  den  fortmöhrenden  Kapitals- 
erhöhungen Dom  fteuertechnifdien  Standpunkte  besondere  Aufmerksamkeit 
zu  fchenken  roöre;  eine  Stroßenerhaltungsümlage  für  fahrzeuge  aller  Art, 
insbesonders  der  Automobile;  eine  Übertragungsgebühr  für  alle  Arten  non 
Verkäufen  und  Übertragungen ;  Vorfchreibung  der  Cegung  geftempelter  Redi- 
nung  für  die  Gültigkeit  aller  betätigten  Verkäufe  und  Besi^übcrtragungen, 
hiezu  Ausgabe  oon  geftempelten  Rechnungszetteln  für  den  Kleinoerkehr. 

Abfchaffung  aller  Steuer-,  Gebühren-  usro,  -Befreiungen  für  coeltlidie 
und  geiftlidie  Personen  und  Besiß.  Die  Steuern  oon  wohltätigen  und  roiffen- 
fchaftlidien  Initituten  und  Stiftungen  können  durch  oon  der  RationolDer- 
sammlung  zu  genehmigende  Suboentionen  erseht  coerden.  —  Offene  Steuer- 
praxis zur  Verhinderung  oon  Steuerprotektionen  und  Steuerichikanen. 

Alle  Arten  oon  Porto-  usw.  Befreiungen  hüben  aufzuhören;  für  die 
einzelnen  StaatsDermaltungsabtellun^en  (Staatssekretariate)  sind  ähnlich  den 
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Departements  in  den  Vereinigten  Staaten  eigene  Dienftmarken  einzuführen, 
naodurdi  jeder  Verroaltungszroeig  seine  Spesen  selbft  trägt. 

Der  freiltartenunfug  bei  den  Bahnen  ift  abzulchaffen,  zumindeft  aber 
ift  das  freikartentoesen  aufs  fleu^erfte  einzufchränken. 

(Ettuerß  un5  B^fl^. 

Jeder  geiftig  oder  mit  der  Hände  Arbeit  fdiaffende,  tätige  Staatsbürger 
hat  das  Redit  und  den  Anspruch  durch  seine  Tüchtigkeit,  geordnete 
Cebensroeise  und  oernünftige  Wirtfchaft  sich  etcoas  ersparen,  erwerben 
zu  dürfen,  um  sidi  einen  angenehmen  Cebensabend  und  seinen  Angehörigen 
ein  leichteres  fortkommen  sidiern  zu  können.  In  diesem  Sinne  durch  flrbeits- 
leiftung  erroorbenes  und  eriüirtldiaftetes  Vermögen  oder  Eigen- 
tum ift  nicht  Diebftahl.  Der  oon  ITlarx  aufgeftelite  Grundsa^:  „Eigentum 
ift  Diebftahl",  kann  hödiftens  nur  für  auf  Prioilegien  fugendes,  in  Vorzeiten 
angeeignetes,  fortererbtes  oder  erroudiertes  Eigentum  und  Vermögen  sidi  oer- 
ftehen  und  auf  solches,  welches  eine  gemiffe  Grenze  überfteigt.  Einer  in 
diesen  Richtungen  auftretenden  ungerechten  Ungleichheit  kann  im  Wege 
der  Befteuerung  und  in  form  der  Erbbefchränkung  ausgleichend  ent- 
gegengearbeitet roerden.  Es  roären  ITlaximal-örundbesi^grenzen  feftzulegen, 
z.  B.  etwa  200  Joch  Ackerland,  400  Jodi  Wald  und  Weideland,  900  Joch 
ankultioierbares  Jagdgebiet  (Krummholz,-  Steinregion  und  Sumpfgebiet). 
Eine  geroiffe  Besi^grö^e  mü^te  zur  Ermöglichung  rationeller,  die  Produkte 
oerbilligender,  mofdiineller  landojirtfchaftlicher  Bodenbearbeitung,  einer  riditi- 
gen  forftroirtfchaft  zugelaffen  roerden.  Bei  Zinshäusern  mü^te  eine  Begrenzung 
der  gesamten  Zinseinnahmen  geroählt  roerden  (Zinskasernen). 

Die  zumeift  aus  der  mittelalterlichen  fauftredit-  und  Raubritterzeit 
herftammenden  großen  Besi^e  sind  durch  Aufteilung  und  Aboerkouf  zu- 
gunften  des  Altersrenten-  und  Jnoalidenfonds  entsprechend  zu  üerkleincrn. 
Die  fideikommiffe  sind  als  solche  aufzulassen,  jedoch  als  Staatsgüter 
ebenfalls  dem  Alters-  und  Inoalidenfonds  zuzuroeisen  und  roeiter  zu 
beroirtfchoften.  Audi  bei  diesen  roird  eine  entsprechende  Verkleinerung  durch 
Abtretung  der  für  landroirtfchaftlidie  Zroecke  oerroendbaren  Teile  gegen  Ver- 
gütung, Ablösung  oon  Holzbezugsrediten  usro.,  an  die  angrenzenden  Gemeinden, 
resp.  Anrainer  durchzuführen  und  hiebei  tunlichft  auch  auf  eine  Erroeiterung 
eoentuell  in  frage  kommender  Stadtgebiete  Rücksicht  zu  nehmen  sein.  Eoen- 
tuelle  Weidegebiete  roären  als  Gemeinderoeidegebiete  paditroeise  an  ganze 
Gemeinden  zu  oergeben.  Zu  diesem  Zroecke  roerden  gemifchte  Kommiffionen 
aus  den  Vertretern  der  in  frage  kommenden  Gemeinden  und  oom  Staate 
zu  ernennenden  Kommiffären  zu  bilden  sein,  roeidie  ihre  bezüglichen  Aus- 
arbeitungen der  riationaberfammlung  zur  Befchlu^faffung  roerden  oorzulegen 
haben. 

Die  in  den  legten  Jahrzehnten,  seit  etroa  1860,  zu  fideikommiffen 
usro.  zugekauften  Grundgebiete  sind  roieder  frei  zu  geben ;  Enklaoen  gegen 
gleichroertige  Randgebiete  auszutaufdien. 

Durch  die  Besi^begrenzung  roird  eine  Hauptkriegsursache  für  die  Zu- 
kunft roegfallen,  die  £ändergier  der  Herrfcherkreise,  roelchen  der  Krieg  immer 
nur  ein  ITlittel  zur  Vergrößerung  ihrer  Reichtümer,  ihres  Besißes  roor,  indem 
sie  Don  eroberten  Gebieten  ftets  die  fchönften  Teile  als  Krön-  oder  familien- 
güter  oorroeg  sich  sicherten  und  in  Besi^  nahmen. 
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Diese  Rechte  bedürfen  unbedingt  einer  Regelung,  da  in  selben  noch 
sehr  Diel  Angemaßtes  und  aus  Vorzeiten  Ererbtes  iteckt.  Diese  Regelung 
muß  über  bei  beiden  Belangen  in  einer  Weise  erfolgen,  daß  nicht  Wild 
und  fifche  ausgerottet,  sondern  als  Volksnahrungsmittel  erhalten 
bleiben,  jedoch  als  solches  mehr  zugänglich  roerden.  Die  lagdpachtungen 
müßten  in  der  Größe  des  Gebietes,  coie  nach  abroärts,  auch  nach  oufroörts 
befchränkt,  das  heißt,  die  Jagdgebiete  mehr  oerteilt  roerden.  Die  €inhaltung 
der  Sdionzeiten  aber  auch  der  Hbfchuß  müßte  ftaotlich  Itreng  überüoacht 
sein,  damit  Übertretungen  nicht  ftattfinden  können.  Wilddiebftahl  codre 
auch  weiterhin  zu  bestrafen.  Die  Strecken  der  lagden  hätten,  nach  Deckung 
des  Bedarfes  der  Jagdinhaber,  an  das  Jagdpersonal  und  die  Schüßen,  dann 
an  die  Angehörigen  der  Gemeinde  des  Jagdgebietes,  endlich  in  der  nächften 
Stadtgemeinde  zu   ftaatlich  feftgeseßten  Preisen  zum  Verkauf  zu  gelangen. 

Die  Begrenzung  nach  abiDärts  für  €igenjagden  könnte  nur  etojas 
herabgeseßt  roerden,  roeil  sonft  leicht  ein  dllgemeines  Schußrecht  daraus 
entitände,  welches  bald  zur  Ausrottung  des  Wildes  führen  coürde.  Auch 
roürde  bei  Einreißen  einer  allgemeinen,  freien  Schießerei  die  Cebensgefähr- 
dung  bedenklich  onroadisen.  Den  Itoatlichen  forftinspektionen  roäre  ein 
beeidetes  Jagdaufs ichtsorgan  beizugeben.  Schaffung  einer  Anftolt  für 
Versicherung  gegen  Wildfchäden  coäre  ins  Auge  zu  faffen.  x 

Dos  fifchrecht  roäre  ebenfalls  gemeindeojeise  zu  teilen  und  im  Pacht- 
roege  mit  Streckenbegrenzung  nach  aufojärts  zu  regeln,  roozu  Vorfchriften. 
roegen  Aufsicht,  Schonzeit  und  flachzucht  zu  erlaffen  roären.  Zwecks  Wahrung 
der  fifchoersorgung  für  Städte  mären  mit  diesen  die  umliegenden  Cand- 
gemeinden  zu  5ifcheröireoieren  mit  gemeinroirtfchaftlicher  Verojaltung  zu- 
sammenzulegen. —  foentuell  roäre  für  die  Bücherei  eine  Verftaatlichung  nach 
belgifchem  ITlufter  zu  erroägen. 

^IjEfaurierungspoUtift  Öer  (ßiopauften. 

Vom  Standpunkte  nötiger  Ausgleichung  im  Besiße  und  der  Verhin- 
derung der  Ansammlung  übermäßiger  Vermögen  roäre  der  Thesau- 
rierungspolitik  der  Großbanken  größte  Aufmerksamkeit  zu  fchenken, 
denn  ebenso  roie  der  Großgrundbesiß  müßte  naturgemäß  gleicherroeise  auch 
der  Großgeldbesiß,  das  Großkapital  eine  €inkhränkung  und  Begrenzung 
erfahren.  Die  oolksroirtfchaftlich  entfchiedenft  nachteilige  Aufsaugung,  Konzer- 
nierung  und  Konzentrierung  oerfchiedendfter  indultrieller,  kommerzieller  und 
finanzieller  €rroerbsunternehmungen  in  einer  Hand,  und  sei  es  auch  einer 
mehrköpfigen  juridifchen  Person,  führt  zu  einer  für  Volk  und  Staat  höchft 
ungesunden  Uebermacht  einzelner  Kreise.  Sie  ilt  das  extreme  Gegenstück 
der  ebenso  extremen  Kommunisierung. 

Die  Tätigkeit  der  Banken  und  Kreditinftitute  ift  auf  die  ihnen  handels- 
geseßmäßig  zuftehenden  Gefchäfte  zu  befchränken;  die  Crroerbung  und  An- 
sammlung Don  Aktien  und  Wertpapieren  oon  andersartigen  Unternehmungen, 
um  dieselben  durch  aktienmäßige  JTlajorisierung  in  die  Hand  zu  bekommen, 
ift  geseß-  und  Itatutenmäßig  auszufchalten ;  €rroerbungen  solcher  Papiere 
dürfen  nur  im  Sinne  der  Ausübung  des  Bankier-  und  Geldroechslergefchäftes 
zum  Wiederoerkaüfe  erfolgen,  für  bereits  Dorhondene  Ansammlungen  roäre 
die  Abftoßung  zu  oerfügen. 
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Im  falle  größerer  Kreditgeroährung  an  andersartige  Unternehmungert 
kann  es  den  geroährenden  Inftituten  zugeftanden  roerden,  eine  Vertretung 
im  Verroaltungs-  oder  flufsichtsrate  des  betreffenden  Unternehmens  zu  bean- 
spruchen. Demgemäß  müßten  bei  allen  Aktien-  und  ähnlichen  Oesell- 
fchaften  ftatutarifch  tatsächlich  überojachende  flufsichtsrate,  und  nicht  nur 
jährliche  Bilanz-Reüisionsausfchüffe  oorgefdirieben  roerden. 

Weiters  coäre  die  aus  der  Banken-Thesaurierungspolitik  entftammende, 
a)ie  jede  andere,  oerroerfliche  Protektionsroirtfchaft  und  Vertualtungsrats- 
flemterhäufung  abzuheilen,  wodurch  den  SozialisierungsSchlagiüorten  oiel 
Boden  entzogen  ojürde. 

Die  oon  den  Banken  betriebene  Konzernicrung  zeigt  uns  den  Weg 
den  die  Sozialisierung  zu  nehmen  hat,  und  die  konzernierten,  somit  zur 
Sozialisierung  reifen  Unternehmungen,  Selbftredend  darf  die  Sozialisierung 
keine  Auslieferung  an  den  Staatsbürokratismus  bedeuten. 

ICanötoirtfcßaft. 

Wie  ich  bereits  unter  Vermaltungsreform  ausgeführt  habe,  erfdieint 
es  mir  für  die  Candroirtfchaft  uon  besonderer  Bedeutung,  da^  ähnlich  roie 
die  bisherigen  forftkommiffäre  bei  den  bisherigen  Bezirkshouptmannfdiaften, 
nunmehr  bei  den  oon  mir  gedachten  Kreisämtern  fachkundige  Candroirtfchafts- 
kommiffäre  ernannt  roerden,  deren  Aufgabe  es  sein  ojürde,  mit  allen  £and- 
roirten  im  Kreise  und  den  Candgemeindeämtern  fühlung  zu  halten.  Dieselben 
in  jeder  Riditung  über  Reuerungen  auf  landtüirtfchaftlichem  Gebiete,  der  Boden- 
kultur und  Viehzucht  aufzuklären,  eoentuell  durch  Vorträge  auf  Bezirksamts- 
tagen. Denselben  mit  Rat  und  Tat  beizuftehen,  Aufsicht  zu  halten,  da^ 
keine  Ackergebiete  aufgeforftet,  keine  Viehroeiden  aufgeladen  roerden.  Des 
weiteren  mird  ihre  Aufgabe  sein,  die  landroirtfchoftliche  Betriebsorganisation, 
das  londroirtfchaftliche  Genoffenfchofts-  und  Kreditwesen  usro.  zu  fördern. 

Sache  der  Candroirte  selbft  roird  es  dagegen  sein,  an  Stelle  der  spridi- 
roörtlich  gewordenen  bäueriichen  Proze^sucht,  ein  oernünftigeres,  friedliches 
Zusammenarbeiten  onzuftreben  zwecks:  Errichtung,* Erwerbung  oder  Pachtung 
Don  GenoUenfchafts-  oder  Gemeindeweiden,  gemeinsamer  Anfchaffung  uon 
modernen  Ackerbaumofchinen  (wo  sidi  die  Alleinanfchaffung  seitens  einz^ner 
Candwirte  nicht  lohnen  würde),  behufs  gemeinsamer  Anfchoffung  oon  Raffen - 
Zuchttieren  (Henglte,  Stiere,  Widder  usw.),  zwecks  gegenseitiger  Versuche 
mit  eoentuellcn  neuen  Saatsorten,  Dungmitteln  usw.;  GrundtauFche  zur 
Besi^obrundung.  ferners  wäre  dem  Anbau  uns  fehlender  Rohftoffe,  wie 
Zuckerrüben,  Tobak  usw.  Aufmerksamkeit  zu  Ichenken,  usw.  usw.  Es  gäbe 
somitein  reichliches  Gebiet  intereffonten  Zusammenwirkens  unter  den  Condwirten. 

nicht  unerwähnt  sei  auch  die  Widitigkeit  und  der  Vorteil  bücheriicher 
Auffchreibungen  für  den  Candwirt.  Siehe  hierüber  unter  Buchführungspflicht. 

für  die  Condwirtkhaft  kommt  nun  auch  ein  deutfches  ITloment  in  Betracht. 
Im  Caufe  der  Jahre  haben  sich  gerade  auf  dem  Cande  oiele  Angehörige  anderer 
Rationalftaaten  angesiedelt  und  angekauft.  Zu  gemeindeweiser  Abhilfe  müßten 
sich  die  deutfchen  Candwirte  mit  den  Abgeordneten  zusammentun. 

(ßeiotrßfffanö. 

Es  wird  sehr  oiel  über  den  Riedergang  des  Gewerbeftandes  geklagt. 
Jch  möchte  dem  nicht  für  allgemein  beipflichten.  Es  gibt  noch  oerfdiiedene 
Gewerbe,  welche  meiner  Ansicht  nach  keinen  Grund  zur  Klage  hätten.  Anderer- 
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scits  gibt  es  allerdings  toieder  manche  Gcrocrbe,  coelche  tatsächlidi  fchojcr 
zu  kämpfen  haben.  €s  lö^t  sich  nicht  leugnen,  daij  dias  hauptsächlich  jene 
sind,  in  deren  Gebiet  die  fabriksmä^ige  Erzeugung  eingegriffen  hat.  €s  lä^t 
sich  meiters  dtich  nicht  leugnen,  da^  dieses  eintreten  der  fabriksmä^igen 
Erzeugung  bisheriger  Handfertigkeitsartikel  ein  Zurückgehen  der  gefchäft- 
lidien  Kenntnilfe,  des  geldiäftlichen  IntereHes  und  flei^es,  und  damit  der 
gefdidftlichen  Tüchtigkeit  in  den  betroffenen  Gecoerben  naturgemäß  nach- 
teilig zur  folge  hat,  €s  läßt  sich  aber  oudi  leider  nicht  leugnen,  daß  einen 
coesentlichen  Anteil  an  ihrem  Riedergange  die  Geroerbetreibenden  oielfadi 
selbft  haben,  weil  sie  mangi?Is  jeder  fluffchreibungen  keine  Idee  haben  oon 
ihren  tatsächlichen  Geftehungskolten,  demzufolge  in  eine  oft  blindcoütige 
Konkurrenz  in  ?orm  oon  Preisunterbietungen  oerfallen,  ojobei  sie  meift  ihre 
geringen  mittel  und  Vorräte  —  ftatt  oorroärts  zu  kommen  —  aufzehren, 
fluch  für  sie  ift  das  Kapitel  „Buchführungspflicht"  oon  größter  Wichtigkeit. 

?0r  die  Geroerbetreibenden  ift  aber  noch  etroas  anderes  roichtig.  Die 
berufliche  Organisation.  Dieselbe  kann  aber  zroeckentsprechend  nicht  aus 
den  bisherigen  zusammengeroürfelten  Genol'fenfchaften  erreicht  roerden,  sondern 
muß  auf  einem  genoflenfchaftlichen  Zusammenarbeiten  der  miteinander  in 
Beziehung  Itehenden  Geroerbearten  aufgebaut  roerden.  Der  Zroeck  dieser 
Genoffenfchaften  muß  sich  u.  o.  außer  auf  allgemein  roirtfchaftliche  fragen, 
auf  gemeinsamen  Werkzeug-  und  ITlaterialeinkauf,  auf  Verkaufspreisfragen 
und  auf  nieifterorganisafion  hinsichtlich  gegenseitiger  Unterftüßung  in  Personal- 
Angelegenheiten  (Auskunft  usro.),  gemeinsamen  ITlafchinen-Ankauf  usro. 
erstrecken. 

Zur  Unterftüßung  des  Geroerbeftandes  seitens  des  Staates  ift  oon 
diesem  jedem  Kreisamte  ein  Geroerbekommiffär,  ähnlich  den  Kommiffären 
für  forft-  und  Candroirtfchaft,  beizugeben,  roelchem  auch  die  Förderung  der 
roichtigen,  zu  fchaffenden  geroerblichen  Kreditinftitute  zuzufallen  hat.  Die 
Errichtung  eigener  geroerblicher  Kreditinftitute  ift  für  den  Geroerbeftand  uon 
besonderer  Bedeutung. 

Buc^füftntuööjjpicßt. 

Die  Caften,  die  unserem  Staate  aus  den  Sünden  der  früher  Regierenden 
und  deren  Syftem  erroachsen,  sind  ganz  außerordentliche  und  es  roird  größter 
Sparsamkeit  und  oernünftiglter  roirtfchaftlicher  Arbeit  bedürfen,  damit  unser 
junge  Staat  unter  denselben  nicht  zusammenbricht,  was  naturgemäß  einen 
unheilbaren  Rückfehritt  zur  folge  hätte. 

Der  Wiederaufbau  und  die  nötige  roirtfchaftliche  Kräftigung  des  Staates, 
durch  die  Kräftigung  seiner  Bürger  muß  sich  aus  deren  Arbeitsleiftungen 
und  deren  oerftändnisooller  Gemeinroirtfchaft  ergeben.  Alle  Stände  muffen 
mit  ihrer  ganzen  Tüchtigkeit,  ihren  ganzen  guten  Kräften  zusammenarbeiten, 
um  in  dem  beDorltehenden  unter  der  Teuerung  und  den  ITlaterial-  und 
Cebensmittelfchroierigkeiten  besonders  harten  Konkurrenzkampfe  mit  den  reichs- 
deutfchen  fabrikanten  und  Handesprodukten  der  anderen  Flationalftaaten 
erfolgreich  zu  beftehen. 

Aber  auch  die  Regierung,  resp.  die  riationalüersammlung,  muß  dieser 
zu  geroärtigenden  Verhältniffe  ooraussehend  gedenken  und  die  Beftrebungen 
der  arbeitenden,  produzierenden,  fteuerzahlenden  Stände  durch  roeise  An- 
ordnungen unterftüßen.  Dies  tut  sie  in  nötiger  Weise  bezüglidi  des  Bauern- 
und  Geroerbeftandes,  roenn  sie  für  dieselben  die  Pflicht  zur  einfachen  Buch- 
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führung  feftkgf.  €s  ift  für  jeden  £andmann  und  für  jeden  Geoierbsmann 
Don  gröljter  Bedeutung,  da^  er  sich  seine  Auslegen  einfchlie^lich  seines 
eigenen  familienbedarfes  und  Koft  und  Wohnung  für  Bedienftete  auffchreibt, 
und  sie  seinen  einnahmen  gegenüberltellt,  um  zu  sehen,  ob  er  lebensfähig 
arbeitet  und  kalkuliert. 

Die  Schulbildung  ift  heute  erfreulicherroeise  fchon  so  roeit  oorgelchritten, 
do^  mohl  jeder  selbftändige  Bauer  und  öeroerbsmann  „lesen  und  fchreiben" 
kann.  Die  nötigen  Kenntniffe  einfacher  Buchführung  könnten  den  älteren 
P<-sonen  im  Wege  lokaler  oder  Wanderkurse,  der  Jugend  aber  für  die 
Zukunft,  iDie  ich  unter  Schulroesen  anregte,  im  Wege  der  flenderung  des 
Cehrltoffes  beizubringen  sein. 

Diese  za3ei  innig  ineinandergreifenden  Wirtfchaftsgebiete  sollen  m 
meinen  Ausführungen  nicht  unberücksichtigt  bleiben.     • 

Wenn  Jnduftrie,  öemerbe  und  Candroirtfchoft  blüht,  braucht  uns  um 
unseren  Handels-,  um  unseren  tüchtigen  Kaufmannsftond  nicht  bange  zu 
sein.  Seine  öefchäftsgcbahrung  auf  gründlichen  Gefchäftskenntniffen,  genauer 
Buchführung  und  darauf  basierender,  richtiger  Kalkulation  aufbauend,  roird 
sidi  derselbe  in  die  neuen  VerhältnitFe  hineinfinden,  einordnen  und  seinen 
Pla^  roieder  doII  ausfüllen,  für  ihn  sind  das  toichtigfte:  Schu^  oor  unlauterem 
Wettbewerbe,  Gese^e  gegen  den  Wudier  und  geordnete,  sichere  und  oer- 
lä^liche  Verkehrsoerhältniffe  und  Verkehrsmittel,  soroie  tüchtige  Konsular- 
oertreter  im  Auslände. 

Der  Verkehr  mu^  tunlichft  ousgeltaltet,  er  darf  nicht  einseitig  zu- 
gunlten  einzelner  Städte,  der  Direktionssitje  usro.  gehandhabt  coerden.  Die 
Verkehrsojege  sind  zu  oermehren,  was  besonders  je^t  zur  Schaffung  oon 
Arbeitsgelegenheit  oon  Bedeutung  roäre.  Die  bisherigen  Gro^grundbesi^e 
und  fideikommiffe  haben  oerkehrsunterbindend  gecoirkt.  Durch  dieselben 
sind  nun  zioeckmä^ig  zur  €rfchlie^ung  neuer  Candroirtkhaftsgebiete  Strafen 
anzulegen  und  Bahnen  zu  bauen.  —  Im  Caufe  der  Jahre  sind  durch  Bahn- 
bauten Derfchiedene  Poftomnibusrouten  entfallen.  An  Stelle  derselben  toären 
neue  andere  zu  errichten,  auf  da^  dos  Pofthorn  ojieder  luftig  erfchalle.  Auf 
Hauptoerbindungslinien,  ido  Bahn  mangelt,  roären  Poftautolinien  anzuftreben. 

Der  Förderung  des  freien  Donauoerkehres  roäre  größte  Widitigkeit 
beizumeffen.  Dompffchiffahrtsgesellfchaften  sollen  länder-  oder  ftaatenroeise 
gegründet  roerden.  Bahnen  aus  dem  Hinterlande  zur  Donau  sind  zu  führen 
und  Umfchlagplä^e  zu  errichten,  mit  den  anderen  Rationalftaaten  —  besonders 
Ungarn  —  sind  Vereinbarungen  zu  treffen  hinsichtlich  €rrichtung  oon  frei- 
hafenanlegplä^en  für  die  Donaubergfahrt. 

Ausnü^ung  der  Woffcrkräfte  für  Bahn-  und  Werksbetrieb  roird  roesent- 
lich  zur  Hebung  des  Verkehres  und  des  Volksroohlftandes  führen,  roeil  roir 
dadurch  roeniger  Kohlen  zu  importieren  braudien. 

Der  f örderung  des  f remdcnoerkehres  ift  im  3ntereffe  aller  produzierenden 
und  umsehenden  Geroerbe,  soroie  im  Intereffe  der  Valutahebung  entsprechende 
Beaditung  zu  fdienken. 

Alle  gese^lich  anerkannten  Religionsgenoffenfdiaften  genießen  freies 
Recht  auf  Betätigung  und  Ausübung;  es  ift  ihre  Sache,  selbft  sich  Ansehen 
und  Anhang  zu  erroerben  und  zu  erhalten. 
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Was  die  in  Deuffdiöfterrcich  oorherrfchende  katholifche  Religion  an- 
belangt, so  roollen  toir,  ausgehend  üon  dem  Wunfdie,  ihr  tunlichft  flditung 
und  Bnsehen  zu  mohren,  trachten,  ihr  anhaftende  Rlängel  zu  beseitigen. 
€in  Hauptmangel  derselben  befteht  in  der  Ehelosigkeit  der  Prielter,  roelcher 
gar  oft  Stoff  für  \X7i^e  gibt.  Warum  soll  der  kotholikhe  Priefter  ein  oon 
Gott  eingese^tes  Sakrament  nicht  achten  dürfen  und  geringfchä^en  müUen? 

Jft  es  ou^er  oom  sittlichen,  nidit  auch  oom  nationalen  n  und  coirt- 
fchoftlichen  Standpunkte  richtiger,  do^  der  Priefter  eine  Che  eingeht,  dadurch 
seinem  Volke  näherkommt  und  für  delfen  Heben  und  Weben  ein  beUeres 
Verftdndnis,  ein  mitfühlen  bekommt?  Wird  es  nicht  für  manchen  £andpfarr- 
herrn  eine  erroünichte  geiftige  Bekhäftigung  sein,  seine  Kinder  für  den  geift- 
lichen  Beruf  selbft  oorbereiten  und  erziehen  zu  können?  In  den  Kinderbeujohr- 
und  Schu^anftalten  dadurch  freiroerdende  Plä^e  könnten  für  andere  uneheliche 
oder  pflegelose  Kinder  frei  und  belfer  oerroendet  toerden.  €s  roird  auch  oon 
besonderer  roirtfchaftlidier  Bedeutung  sein,  coenn  der  je^ige  ITlangel  an  Cand- 
roirten  nicht  nodi  durch  Entziehung  für  den  geiftlichen  Beruf  erhöht  roird. 
Das  herzlose  Versprechen  oon  Kindern  bei  ihrer  Geburt  für  den  geiftlidien 
Stand,  ojelches  unglückliche,  berufsfremde  Wesen  Idiafft,  könnte  dann  als 
unoernünftig  entfallen ;  es  roürde  oermieden,  do^  aus  solchen  Kinderroidmungen 
auf  die  rriutter  ein  fchiefes  Cicht  herzloser,   selbftsüchtiger  Zueignung   fällt. 

€ine  Regelung  des  Peterspfennig  roäre  ebenfalls  nötig,  durch  den  oiel 
Vermögen  dem  eigenen  Eonde  entzogen  a3ird.  Derselbe  üoäre  beffer  dem 
itaatlidhen  Religionsfonds  zur  flufbelferung  der  Hage  des  niederen  Klerus 
zuzuführen. 

Die  Geiftlichkeit  soll  ihren  hohen  Beruf  der  chriftlichen  Erziehung  und 
riächftenliebe  nicht  entcoürdigen  durch  heroortretende  Teilnahme  an  den 
politifchen  Kämpfen  und  Hexereien. 

Dieser  bleibt  in  ftaotlicher  Verroaltung,  roelche  der  Kontrolle  der  flational- 
oersammlung  unterfteht.  Die  Rechnungslegung  über  die  Gebarung,  roelche 
zum  StaatsDoronfchlag  gehört,  hat  jährlich  zu  erfolgen. 

Damit  die  kotholifdie  Kirche  nicht  mehr  auf  das,  sie  im  Ansehen  herab- 
sehende, die  gottesdienftlichen  Handlungen  entroürdigend  Itörende  fllmosen- 
sammeln  in  form  des  Klingelbeutels,  der  Opfergänge  zum  flltore  und  der 
Opferftöcke  angewiesen  ift,  coird  für  die  Katholiken  ein  Religions-Kopfbeitrog 
pfarrojeise  eingeführt,  welcher  im  Wege  der  Steuerämter  dem  Religionsfonds 
zufliegt,  der  dafür  die  entsprechenden  Kirchendotierungen  und  Gehaltsbe- 
Itreitungen  an  die  kotholifchen  Priefter  laut  feftzuse^endem  Geholtsfchema 
uorzunehmen  hat. 

für  den  Religionsfonds  roürden  VerojaltungskommiUionen  aus  den  Cand- 
tagen  zur  länderojeisen  Verroaltung  und  Abrechnung  eingese^t.  fln  der  Spi^e 
einer  soldien  Kommiffion  hätte  der  jeroeilige  Candeshauptmann  und  der 
oberfte  katholifche  Kirchenrepräsentant  des  betreffenden  Condes  zu  ftehen. 

Einen  Gegenftand  dringenditer  Regelungsbedürftigkeit  bildet  das  ^he- 
recht.  Es  gab  oon  jeher  flnla^  zu  üblen  Rochreden  für  die  katholifche 
Religion  und  das  Papfttnm,  do^  auch  in  ihr  das  Geld,  der  Vermögende  die 
Hauptrolle  spielt,  dem  roohren  Chriftentume  roidersprechend.  Beim  Rdeligen, 
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beim  Vermögenden  gab  es  gegen  Geld  die  Cösbarkeit  einer  oerunglücltten 
€he,  beim  flermeren  galt  sie  als  ein  Vergehen  gegen  den  göttlichen  Willen. 
Jft  es  nicht  naheliegend,  dafj  derartige  Widersprüche  den  heller  geojordenen 
Katholiken  über  den  Crnft  der  geiftlichen  Behauptungen  über  die  €inse^ungen 
Chrifti  Zroeifel  aufkommen  loHen.  5o  etojos  sollte  doch  oermieden  roerden. 
Wenn  man  totsächlidi  für  Gleichheit  ift,  dann  mu^  man  dies  CDohl  zu  allererlt 
dort  betätigen,  wo  man  selbft  die  macht  dazu  hat,  toie  die  Kirche  in  der 
€hefrage.  Also  roenn  eine  Hochadelige-  oder  Geldheirat  gegen  Lösegeld 
trennbar  ift,  dann  mu^  auch  für  den  Rermeren  eine  unglückliche  Heirat 
ahne  £ösegeld  trennbar  sein,  denn  es  ift  Don  Chriftus  geroi^  nicht  anzu- 
nehmen, da^  er  die  römifch-katholifche  Religion  für  Reiche  und  flrme  oer- 
fchieden  eingerichtet  habe. 

Genug  an  dem.  Zroeifellos  ift  es  oom  moralifchen  Standpunkte,  den 
ja  die  Priefter  in  erfter  £inie  zu  berücksiditigen  und  zu  oerfechten  haben, 
richtiger,  da^  den  einmal  gerichtlich  Gefchiedenen  eine  andere  Verehelichung 
ermöglicht  roerde,  ftatt  da^  man  sie  durch  die  sogenannte  Trennung  oon 
Tifch  und  Bett  geradezu  zur  Anbahnung  oder  fortse^ung  außerehelicher 
Verhältniffe  drängt. 

Viel  riditiger,  als  dos  Rnklammern  an  roirklich  für  dos  Volk  nicht 
günftig  getroffene  €inteilungen,  erfdieint  es  mir  zroeckmäßig,  oernünftige, 
oerbeffernde  Henderungen  oorzunehmen.  Hat  es  einen  Zroeck,  eine  durdi 
gerichtliche  Scheidung  als  unhaltbar  bezeichnete  €he  erzroungen  coeiterbeftehen 
zu  laffen  und  die  gefchiedenen  Cheteile  zu  nötigen,  ihr  Glück  —  ftatt  in 
einer  rechtmäßigen  neuen  €he  —  in  einem  unmorolifchen  Konkubinate  zu 
sudien?  Wird  dieses  Verhältnis  für  etroo  oorhandene  Kinder  erziehlidier 
Djirken,  als  ojenn  sie  unter  die  ernfte  Erziehung  eines  durdi  die  neue  Che 
legitimierten  Ziehelternteiles  kämen?  Idi  denke  „nein!" 

€s  erfchiene  coohl  beffer  und  michtiger,  der  Zertrümmerung  oon  €hen 
durch  allmähliche  Entfremdung  der  Eheteile  tunlidift  entgegenzuarbeiten 
durch  Schaffung  eines  in  unserer  Geseßgebung  bisher  fehlenden  Chegerichts- 
hofes,  deffen  Verhandlungen  natürlich  geheim  sein  müßten  und  der  außer 
aus  drei  bis  fünf  Berufsrichtern,  aus  einem  Chebandsuerteidiger  und  einem 
männlichen  und  toeiblichen  Toienrichter  zu  beftehen  hätte.  Zu  leßteren  roären 
gerichtsseits  fallroeise  tunlichft  aus  dem  sozialen  Kreise  der  klägerifchen 
Ehegatten  ftammende,  ältere  erfahrene  Personen  zu  ernennen,  coelche  durch 
ihre  geordneten  Eheoerhältniffe,  gute  Kindererziehung  und  ordentliche  Tebens- 
roeise  ein  Ansehen  genießen,  die  demnach  eine  gerechte  und  oernünftige 
Urteilsbildung  gemärtigen  ließen. 

Bisher  mar  den  €heftandsteilen  keine  Gelegenheit  geboten,  hinsichtlidi 
ihrer  Eherechte  Schuß  und  Rechtssprechung  zu  suchen  und  zu  finden.  Gar 
manche  Ehe  könnte  gecoiß  gerettet  roerden,  roenn  sich  einfchleichenden 
fehlem  oder  ITlißachtung  der  übernommenen  Ehepflichten  beizeiten  auf  Klagen 
eines  Eheteiles  durch  entsprechende  Hlahnungen,  Verroornungen  und  Strafen 
an  den  anderen  Eheteil  Abbruch  getan  roürde,  ftatt  daß,  roie  bisher,  das 
Gericht  erft  in  Anspruch  genommen  rolrd,  roenn  die  Entfremdung  der  Gatten 
fchon  zur  Scheidungsklage  uorgefchritten  ift.  Trunksudit,  Spiel,  Vergeudung, 
ungenügende  Wirtfdiaftsdotierung,  fchlechte  Behandlung  der  f  rau  oder  Kinder 
muffen  der  frau,  Verfchroendungsfucht,  mißroirtfchaft,  Unreinlichkeit,  Un- 
ordnung, Verwahrlosung  der  Kinder  muffen  dem  manne,  Untreue  und  fchlechte 
Behandlung  der  Kinder  beiden  Eheteilen  das  Redit  der  Klageeinreichung  und 
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€nts€ndung  oon  Verteidigern  zur  \7erhandlung  geben.  Die  öeriditskoften 
tuären  dem  Staate,  die  eoentuellen  Geldstrafen  dem  Religionsfonds  uom  oer- 
urteilten  €heteil  zu  entrichten. 

€iner  Verbesserung  coäre  das  bürgerliche  öese^buch  hinsichtlich  der 
unehelichen  Kinder  dahin  bedürftig,  da^  in  fällen  zroeifelhafter  Vaterfchaft 
die  Alimentation  eoentuell  auf  mehrere  in  frage  kommende  Väter  aufzuteilen 
roäre.  €ine  Sdiddigung  der  Jntereffen  des  Kindes  ojäre  darin  keinesfalls 
zu  befürchten,  denn  ein  gegen  sein  Gefühl  genannter  Vater  dürfte  sich  des 
ihm  aufgezroungenen  Kindes  kaum  mit  besonderer  £iebe  annehmen,  fluch 
n)äre  jedenfalls  feftzuse^en,  da^  außereheliche  Kinder  dem  Stande  der  ITlutter 
entsprechend  zu  erziehen  sind.  Dadurch  roürden  gecniffe  Anreize  zu  flus- 
nüßungen  beseitigt,  die  darin  liegen,  daß  berechnende  meibliche  Wesen  aus 
ihrer  ITlutterlchaft  ein  Gefchäft  zu  madien  traditen,  indem  sie  oermögende 
Väter  heranziehen.  Die  Vaterfchaftsfrift  im  §  163  erfcheint  auch  etroas  uieit 
erltreckt  und  dürfte  eine  feftseßung  oon  mindeftens  200  und  nidit  mehr  als 
290  Tagen  richtiger  sein. 

Sugeuöfürforgt  unö  =(Er|ieIiunfi. 

€in  besonderes  Augenmerk  coäre  im  Volksftaate  der  Kinderfürsorge 
zuzuwenden  und  hätte  dieselbe  eine  Hauptaufgabe  des  Vormundfchafts- 
gerichtes  im  Zusammenarbeiten  mit  dem  Chegerichtshofe  zu  bilden,  roelch 
leßterer  durch  seine  Tätigkeit  €inblidi  in  die  Crziehungsoerhältniffe  in  den 
familien  bekommt.  Die  Jugendfürsorge  hätte  sich  aber  besonders  auch  mit 
der  Erziehung  der  außerehelichen,  also  der  €lternfürsorge  entbehrenden  Kinder 
zu  befallen.  Die  Geseßesbeftimmungen  über  €ltern-  und  Kinderpflichten 
roären  genaueft  zu  überprüfen,  erfahrungsgemäß  ergibt  sidi,  daß  der  Kenn 
zum  Verbrecher  in  der  mangelhaften  Jugenderziehung  zu  sudien  ilt  und  die 
meilten  Verbrecher  dadurch  herzlose,  ordnungs-  und  rechtsfeindliche  ITlenfchen 
gecDorden  sind,  daß  sie,  elternlos,  bereits  in  ihrer  früheften  Jugend  herzlos 
unter  fremde  ITlentdien  hinausgeftoßen  ojurden,  die  sie  oft  nur  roie  minder- 
loertige  Cofttiere  ausnüßten.  Kein  mitfühlendes  Herz  finden  sie,  daß  die  in 
ihnen  fchlummernden,  edleren  Gefühle  erwecken  und  pflegen  und  die  fdilediten 
ausmerzen  coürde.  Ihr  leben  bildet  meift  nur  eine  Kette  fchlechtelter  und 
geringfchdßendfter  Behandlung.  Kein  Wunder,  daß  dodurdi  ITlenfdien  sidi 
herausbilden  und  heranwachsen,  die  jedes  Vertrauen  auf  Recht  und  Geredi- 
tigkeit  oerlierend,  in  den  mitmenfdien  nur  feinde,  ober  keinen  freund  sehen. 

Viel  widitiger  als  die  fttrsorge  für  oerlorene  Verbrechernaturen,  weldie 
nur  in  ganz  ausnahmsweisen  fällen  sich  wirklich  nodi  belfern  laffen  — 
oielleicht  I  oon  100  —  erfchiene  mir  diese  Jugendfürsorge,  weldie  das 
Verbrechertum  wohl  zum  Großteile  fdion  im  Keime  erftidien  würde. 

Hieher  gehört  auch  das  nötige  Verbot  der  Indianer-,  Räuber-  und 
Sherlock  Holmes-Gefdiiditen  und  die  förderung  und  Verbreitung  Idiöner 
Jugendliteratur.  Warum  sind  unsere  fdiönen  deutfdien  ITlärchen  nicht  in 
ähnlicher  Ausgabe  ftatt  der  Indianergefdilditen  billig  zu  haben?  Gute  Jugend- 
fchriftftellerei  wäre  oom  Staate  zu  fördern. 

Auf  diesem  Gebiete  wären  durch  eine  Vereinheitlichung  und  unter- 
fcheidende  Rücksichtnahme  auf  die  oerfdiiedenen  Kehntnisbedürfniffe  für 
Stodt-  Mtd  Handbeuölkerung  leicht  wesentliche  Verbefferungen  zu  erzielen. 


Die  bisherige  Vol)«sfdiule  hätte  meiterzubeftehen  und  roäre  durch  Wahl  ent- 
sprechender Schulbücher  nach  deutfchem  ITluIter  —  siehe  bayrikhe  Cese- 
böcher  usco.  —  zroeckmä^ig  für  Stadt  oder  Cand  zu  führen.  Ihr  an  fchlö^e  Fleh 
die  Dierklalfige  BOrgerfchule,  roeldie  durch  flngliederung  nötiger  S^reifächer 
—  französifdi,  Cateinifdi  usoj.  —  zugleich  die  Untermittelfchule  zu  ersehen, 
resp.  an  deren  Stelle  zu  treten  hätte.  Demnach  roürden  bis  zum  14.  Cebens- 
jahre  alle  Schüler  die  gemeinsame  Schule  besuchen  und  hätten  dann  fchon 
ein  Alter  erreidit,  in  dem  sie  ihrer  Berufsroahl  sich  mit  mehr  Verftändnis 
unterziehen  könnten.  Bei  Austritt  aus  der  Bürgertchule  könnte  dann  die 
roeitere  Vermehrung  des  Gelehrten-Proletariates  gut  oerhindert  roerden,  indem 
die  Aufnahme  des  Schülers  in  die  dann  folgende,  oier  Klaffen  umfaffende 
mittelldiule,  der  humaniftifdien,  reoliltifchen  (an  Stelle  des  Obergymnasiums 
und  der  Oberrealfchule),  der  kommerziellen,  technifchen,  londojirtfchaftlichen 
oder  geroerblichen  Richtung,  an  eine  Beftätigung  der  flbgangsfchule  gebunden 
wären,  da^  der  Betreffende  zum  Weiterttudium  befähigt  sei,  nichtbefähigten 
roürde  ein  soldies  Zeugnis  oerroeigert  und  sie  dadurch  zur  €rgreifung  eines 
anderen  Berufes  gezroungen.  Der  gleiche  Vorgang  roäre  dann  beim  Ueber- 
tritte  Don  der  ITlittelfdiuIe  an  die  Hodifdiule  einzuhalten. 

In  den  Volks-  und  Bürgerfdiulen  roäre  der  Cehrftoff  tunlichlt  in  lebens- 
praktifdier  Hinsidit  zu  erroeitern  —  auf  Koften  höherer,  roilfenfchaftlicher,  der 
niittelfdiule  oorzubehaltender  Cehrgebiete  —  und  hierauf  besonders  audi  bei 
Ausroahl  der  Ceseftücke,  der  Redienoufgoben  usro,  Rücksicht  zu  nehmen.  So 
dürfte  es  für  die  Hläddienbürgerfdiule  roertooller  sein,  hausroirtfchoftlidie 
Stoffe,  roie  Hausroirtfchaftslehre,  Gemüsebau,  Kleintierzucht  usro.,  ftott  der 
Geometrie  in  den  Cehrplon  aufzunehmen.  Jn  den  höheren  Klaffen  der  Cand- 
oolksfdiule  und  in  der  Bürgerfchule  roären  unbedingt  die  einfache  Buch- 
führung, Kalkulation  usro.  für  Geroerbe  oder  Condroirtfchaft  in  den  Cehrplon 
aufzunehmen,  damit  gerade  diese  Kreise  des  Ruhens  und  Vorteiles  eines 
geordneten  Rechnungsroesens  und  genauer  fluffchreibungen  kundig  roürden. 
Durch  die  darin  liegende  roirtfchoftlidie  Stärkung  dieser  Berufe  erroüchsen 
audi  dem  Staate  roesentliche  Vorteile.  Der  Bürgerkunde  roäre  Raum  zu 
fdiaffen,  damit  die  aus  der  Bürgerfchule  ihrem  Cebensberufe  sich  zuroen- 
denden  jungen  leute  fdion  mit  etroas  Kenntnis  ihrer  ftaatsbürgerlichen 
Pflichten,  der  ftoatlichen  €inriditungen,  des  Poft-  und  Bahnroesens  usro.  ins 
Ceben  treten. 

Bezüglidi  der  fremdsprodien  roäre  in  den  Schulen  den  Sprachen 
unserer  riadibarländer  im  Staats! ntereffe  und  im  Jntereffe  der  Deutfchen 
cntsprediemJer  Raum  zu  geben,  indem  man  soldie  an  Stelle  der  englifchen, 
französifchen  und  griechifdien  Spradie  se^t,  die  den  Handels-  resp.  Hodifchulen 
als  Wahlgegenftände  oorzubehalten  roären.  man  kann  ruhig  behaupten, 
da|  die  bisher  in  unseren  ITlittelfchulen  geroonnenen  englifchen,  französifchen 
oder  griechifdien  Sprodikenntniffe  für  mindeftens  90%  d^r  Schüler  üoll- 
ftdndig  roertlos  roären,  roeil  ihnen  jede  Gelegenheit  zur  Verroertung  fehlte. 

%v%tiUv'  un5  ^rßdtsfrag^ 

.  Ausgehend  öon  dem  Standpunkte,  den  roir  für  den  neuen  Staat  als 
den  grundsä^lidien  aufftellen  roollen,  da^  der  Wert  seiner  Staatsbürger  nicht 
nadi  Abftommung  oder  Protektion,  sondern  ousfchlieiglich  nach  ihrer  Kopf- 
oder Handarbeit,   nach  ihrer  Gefchicklichkeit,  Tüchtigkeit,   geordneten  Wirt- 
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fdiaft  und  Cebensroeise  bemeffen  roerden  soll,  muffen  loir  üor  allem  nun 
sehen,  da^  den  flrbeitsoDilligen  Gelegenheit  zur  Arbeit  und  üerdienft  geboten 
mird,  und  do^  ihnen  auch  der  nötige  5diu^,  Berücksichtigung  und  Förderung 
zuteil  roird. 

Die  für  die  Arbeiter  oDünfdiensroerten  Sdiaffungen  oon  KleincDohnungen, 
sanitären  und  5ürsorgeeinrichtungen  sind  zur  Genüge  bekannt,  als  da§  nodi 
besonders  darüber  gesprochen  zu  roerden  brauchte.  €s  sei  hier  nur  die  oon 
den  Arbeitern  oerlangte  Abkürzung  der  Arbeitszeit  in  Crroägung  gezogen. 
Hiezu  ift  nun  in  erfter  Cinie  darauf  hinzuojeisen,  da§  diese  frage  audi  oom 
Standpunkte  der  €xiftenzmöglichkeit  des  Arbeitgebers  betrachtet 
roerden  mu^,  denn  roird  der  Arbeitgeber  durch  die  f  orderungen  der  Arbeiter 
zur  Aufgebung  seines  Berufes  oeranla^t  oder  direkt  ruiniert,  oerliert  auch 
der  Arbeiter  sein  Unterkommen  und  die  V7erdienftmöglidikeit.  ^s 
kann  der  Candroirt,  der  Geroerbetreibende,  der  Induftrielle,  der  Kaufmann 
usro.  hinsiditlich  der  Arbeitszeitherabminderung  den  Bedienfteten,  resp.  Ar- 
beitern, nur  bis  zur  Grenze  seiner  eigenen  Beftondsmöglichkeit  entgegen- 
kommen. 

meiner  Ansicht  nach  aiäre  die  ?eftse^ung  einer  Rormalarbeitszeit  oon 
roöchentlich  50  Arbeitsftunden,  als  dezimal  daher  rechnungsmäßig  auch  günftig, 
feltzuseßen  und  könnte  jeder  Beruf  sich  seine  Einteilungen  darnach  treffen. 
Der  landroirt  könnte  an  fdiönen  Tagen  und  im  Sommer  mehr  Arbeitsleiltung 
beanspruchen  und  diese  roieder  an  fdilechten  Togen  und  im  ^\7inter  durdi 
geringere  Arbeitsanforderungen  ausgleichen.  Die  Induftrie  könnte  oon  ITlontüg 
bis  freitog  täglich  9,  und  Samstag  oormittogs  5  Stunden  arbeiten  laffen  und 
nötige  Ueberftunden  besonders  honorieren  usi».  Auch  in  diesem  Belange 
kann  nur  oerftändnisbolle  gegenseitige  Rücksichtnahme  zu  befriedigendem, 
gedeihlichem  Cinoernehmen  führen.  €s  muß  jedes  etroas  nachgeben.  Auch 
die  Lohnforderungen  dürfen  nicht  ins  grenzenlose  getrieben  werden. 

Cs  ift  Aufgabe  der  Republik  Deutfehöfterreichs,  die  Inoalidenoersorgung 
der  unglücklich  aus  dem  Kriege  durch  Vertoundung  orbeitsunfflhig,  inoalid 
zurückgekommenen  Uaterlandsoerteidiger  zu  übernehmen  und  Ehrenpflicht  der 
übrigen  Staatsbürger,  die  Regierung  hierin  tunlichft  zu  unterftüßen  und  das 
rriöglichfte  zur  rinderung  der  bedauernstoerten  Cage  derselben  beizutragen. 

€s  ilt  aber  auch  Aufgabe  der  riationaloersammlung,  endlidi  der  Alters- 
fürsorge für  die  Arbeiter  und  Dienltboten  aller  Stände  näherzutreten  und 
audi  diese  frage  einer  möglidift  günftigen  Cösung  zuzuführen. 

meiner  meinung  nadi  ließen  sich  beide  fragen  gemeinsam  lösen,  indem 
man  —  nadi  mufter  des  oon  Kaiser  Josef  aus  eingezogenen  Kirchengütern 
gefchaffenen  Religionsfonds  —  durch  Einziehung  und  fortbeojirtfchoftung, 
unter  Teilausfchaltung  und  Aboerkäufen,  der  fideikommiß-  und  übergroßen 
Prioatgüter  einen  „Alters-  und  Inoolidenfonds"  fchafft. 

Demselben  roären  coeiters  zuzuweisen:  alle  infolge  Teftaments-  und 
Erbenmangels  dem  Staate  zufallenden  Erbfdioften. 

ferners  die  unter  „Steuern"  oon  mir  oorgefchlagenen  Arbeiter-  und 
Dienftbotengebühren,  coelche  somit  eigentlidi  oon  den  Dienftgebern  bezahlte 
Altersoersidfierungsprämien  bilden  roürden. 
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Der  Staat  hdtte  ftatt  eines  Koftenbeitrages  die  koftenlose  Verwaltung 
dieses  fonds  zu  übernehmen,  über  coelchen  ebenfalls  derriationaloersammlung 
Abrechnung  jährlich  oorzulegen  sein  roürde. 

Den  Gemeinden  roürde  künftig  nurmehr  die  Beiftellung  der  Unterkunft 
für  ihre  Armen  zufallen.  "^ 

Das  Pensionsoersicherungsgese^  roäre  zcoecks  €rmöglichung  günftigerer 
Altersrenten  entsprechend  zu  oerbeffern. 

Ilalfcije  Humanität. 

Hiemit  komme  ich  zu  einem  Titel,  unter  dem  folgende  drei  Gegenftä'nde 
zu  behandeln  sind:  Sträflingspflege,  Sträflingsfürsorge  und  -Begnadigungen. 

€in  förmlicher  Humanitätskoller  hatte  alle  hohen  und  höchften  Kreise 
der  gecoesenen  ITlonarchie  erfaßt.  Begnadigungen  erfolgten  so  raldi,  da^ 
sie  foft  den  Verurteilungen  oorauseilten.  ^as  mu^te  roohl  €ltern  eines  jungen 
niädchens,  das  üon  einem  Wüftling  entehrt  und  hingemordet  ojurde,  für 
ein  Gefühl  befchleichen,  als  dieser  gemeine  Kerl  begnadigt  rourde.  War  das 
nicht  größte  Inhumanität  gegen  die  arme  betroffene  ehrsame  familie  des 
grausam  gemordeten  ITlädchens?  Jft  den  hohen  Herrfchaften  das  ITlitgefühl 
für  die  feberoesen  unterm  Baron  fchon  so  abhanden  gekommen  gecoesen, 
da^  ihnen  die  ITlörderbegnadigung  menfchlich  gefühlooller  erfchien?  Hei^t  es 
nicht  das  Verbrechen  geradezu  gro^  ziehen,  roenn  man  demselben  in  form 
der  Begnadigung  jeden  Sdirecken  der  Strafbarkeit  benimmt? 

für  gemeine  Verbrechen  ift  die  Todesftrafe  aufrecht  zu  erhalten.  Worum 
soll  man  einen  Raub-  oder  Cuftmörder  sein  ganzes  Ceben  auf  Staotskoften 
füttern,  bis  er  doch  einmal  entiüifcht  oder  üon  unoernünftigen  Volksmaffen 
befreit  neuerlich  mordet. 

Jft  nldit  Don  demselben  Standpunkte  die  übertriebene  fürsorge  in  der 
Sträflingspflege  in  den  Straf häusern  als  etroas  ganz  Verfehltes  zu  bezeichnen? 
Ift  es  gerecht,  da^  es  den  gemeinen  Verbrediern  in  manchen  Strafhäusern 
beffer  ging  —  selblt  in  der  Kriegszeit  —  roie  den  Strafhausaufsehern  auf 
ihren  gefährlichen  Poften?  Ja,  so  gut  ging,  da^  solche  gemeine  Verbrecher 
absichtlich  etroos  anftellten,  um  in  die  gute  Versorgung  des  Strafhauses  zurüdi- 
zukommen.  Ift  so  etroos  dann  überhaupt  nodi  eine  Strafe  zu  nennen? 
Ueberhaupt  roäre  der  Strafhousroirtfchaft  etroos  Aufmerksamkeit  zu  fchenken 
und  der  Verbroudi  an  Cebens-  und  Genu^mitteln  usro.  in  selben  genauer 
zu  kontrollieren. 

Ich  komme  nun  auf  die  auf  diesem  Gebiete  noch  aufgefchoffenen  Sträf- 
lingsfürsorge-Vereine  zu  sprechen,  roelche  sich  gröj^ter  Protektion  üon  oben 
erfreuten.  Dies  führte  naturgemäß  dazu,  daß  in  diesen  Vereinen  neblt  Dielen, 
die  der  Sache  sidi  ernft  und  in  den  natürlichen  Grenzen  roidmeten,  um 
roirklich  Gutes  zu  leiften,  zroeifellos  sich  manche  besonders  heroortuen  roollten 
und  übertrieben,  um  gesehen  zu  roerden  und  eine  Stillung  ihrer  Knopfloch- 
fchmerzen  zu  erreichen. 

eine  Sträflingsfürsorge  ift  an  eine  geroiffe  Begrenzung  gebunden,  die 
in  der  Art  des  Verbrechens,  resp.  in  der  Größe  desselben  gemäß  des  Straf- 
ausmaßes gegeben  ift.  Geht  man  über  diese  Grenzen  hinaus,  so  roird  diese 
Art  fürsorge  zu  einer  Inhumanität  gegen  die  anderen  ITlenfchen,  roeldie 
sidi  —  oielleicht  unter  Sorgen  und  Entbehrungen  —  mit  familie  ehrlich 
durdis  Ceben  gebracht  haben,   um  die  sich  aber  in  ihren  fchroeren  Tagen 
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niemand  gekümmert  hat,  für  die  sich  keine  fürsorgeaktion  unter  hoher 
Protektion  fand.  Und  ift  es  oielleicht  besonders  human,  einen  €inbredier, 
einen  Dieb,  einen  ITlörder  frifdi  zu  bekleiden,  ihn  maskiert  .unter  die  an- 
ftändigen  ITlenfchen  zu  bringen,  die  ahnungslos  dann  einem  solchen  Ver- 
brecher Vertrauen  entgegenbringen  und  ihm  dadurch  geradezu  erleiditern, 
sein  Verbredien  gegen  sie  selbft  zu  begehen.  Wenn  die  oerkhiedenen  hohen 
und  höchften  Protektoren  und  Protektorinnen  der  Sträflingsfürsorge-Vereine 
die  Sträflingsfürsorge  für  so  za)eckmä§ig,  oorteilhaft  und  roünfchensojert 
erachteten,  hätten  sie  dodi  reichlich  fchönfte  und  befte  Gelegenheit  gehabt, 
die  entladenen  Sträflinge  auf  ihren  großen  Gütern  und  Besi^ungen  unter- 
zubringen, ftatt  sie  durch  neue  Anzüge  maskiert  unter  die  andere  Beoölkerung 
einzulchmuggeln.  Dies  fcheint  ihnen  aber  doch  nicht  behagt  zu  haben! 

Dieses  Kapitel  ift  ein  in  sozialer  Hinsicht  coichtiges.  Dieselbe  hat  mit 
ausreichendem  ITlutter-  und  Säuglingsfchu^  zu  beginnen  und  hier  ift  der 
Pla^  für  ^ürsorgeaktion  und  -Vereine.  Hier  kann  durdiroegs  Flü^liches  geleiftet 
werden.  ITlutterfürsorge  für  minderbemittelte  und  arme  ITlütter  durdi  Koft- 
beihilfen  Dor  der  Riederkunft  und  osährend  der  Wodien  zur  Kräftigung. 
Koftendeckung  und  Verpflegsbeiftellung  für  Hebamme  und  Wärterin,  le^tere 
zugleich  als  flufsiditsperson  für  eoentuelle  Dorhandene  Kinder. 

fln  alle  Krankenhäuser  im  Staate  Deutfdiölterreidi  sind  oon  ftaatsroegen 
?indelabteilungen  anzugliedern,  in  roelchen  minderbemittelte  ITlütter  gegen 
minderten  Koftenerso^,  arme  ITlütter  koftenfrei  ihre  Wochen  oerbringen  können, 
roobei  es  keinen  Unterichied  bilden  soll,  ob  es  sich  um  eheliche  oder  un- 
eheliche ITlütter  handelt.  Hieran  anfdilie^end  roären  roeiters  Kinderheime 
als  Unterkunfts-  und  €rziehungsftätten  für  unehelidie  und  soldie  Kinder  zu 
fdiaffen,  deren  Cltern  infolge  ihrer  Befchäftigung  oder  großen  Kinderzahl 
nicht  die  ITlöglichkeit  geboten  ilt,  den  Kindern  die  nötige  Pflege  und  €r- 
ziehung  angedeihen  zu  loffen.  ]n  diesen  Kinderheimen  hätte  die  Aufnahme 
gegen  feftzuse^ende  mindelt-nTonats-Koftenüergütung  zu  erfolgen.  Diese  feft- 
gese^ten  nionatsgebühren  bilden  zugleidi  für  das  Vormundfdiaftsgeridit  die 
Unterlage  zur  feltse^ung  der  fllimentationsbeträge  für  uneheliche  Kinder. 
Jn  diesen  findelabteilungen  und  Kinderheimen  roäre  selbftredend  der  prioaten 
fürsorge  und  Wohltätigkeit  roeitgehenditer  Spielraum  zu  loffen.  Diese  Kinder- 
heime hätten  der  Kontrolle  der  ftaatlidien  Oberoormundfdiaft  zu  unterftehen. 

Durch  diese  Wohlfahrtseinrichtungen  ojürde,  glaube  ich,  der  oft  cr- 
prefferifchen  Ausbeutung  unehelicher  Cltern,  der  Cngelmacherei,  soroie  besonders 
der  KinderoercDahrlosung  und  -Verwilderung  und  damit  dem  Verbrechertum 
tDesentlich  uorgebaut. 

Beihelfende  ?ürsorgeaktionen  für  minderbemittelte  oder  arme  kinder- 
reiche familicn  zur  €rreichung  ordentlicher,  reinlicher  Kleidung  und  guter 
€rziehung  der  Kinder  sollten  nicht  oergeffen  coerden. 

Schulhygiene,  umfoffend  den  fchulärztlichen  Dienft  hinsichtlidi  Zahn- 
pflege, anfteckender  Krankheiten,  Unreinlichkeit  uso).  mit  Strafen  für  die 
nachläffigen  €ltern,  Schulbäder  im  Sommer  und  Winter  unter  Aufsicht  der 
£ehrpersonen  und  Beiziehung  der  Cltern. 

Tunlichfte  €infchränkung  des  Vertriebes  der  unsittlidien  Citeratur,  Druck- 
fchriften  und  Insertion  soldier. 
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€inffihrung  der  Ceidicnocrbrennung,  zumindeft  in  den  Städten.  V?or- 
fdiriften  zur  Ceidienaufbecoahrung  in  den  Teichenliallen.  Verbot  für  Zurück- 
haltung oon  Ceidien  in  Wohnhäusern  länger  als  eine  Flacht,  fibfchaffung 
der  nächtlidien  gottesdienftlidien  Handlungen  und  Betübungen,  roie:  ITletten, 
Totenroadien  usw.,  roeidie  erfahrungsgemäß  oiel  mehr  zu  anderem  führen, 
denn  zu  wahrer  Religiosität  und  flndadit.  fludi  coären  diese  alten  Gebräuche 
wegen  der  Dorherrfdienden  Unsidierheit  unbedingt  einzuftellen.  Solche  nädit- 
lidie  Ansammlungen  führen  meiftens  zu  gesundheitsfdiädlidien  €ntartungen, 
Verbreitung  oon  Krankheiten    und   sind  daher  entfdiiedenft  zu   oerpönen. 

€infdiränkung  des  fllkoholismus  durdi  Verfdiärfung  des  Verbotes  der 
ojeiteren  Verabreidiung  geiftiger  Getränke  an  bereits  Angeheiterte.  Förderung 
alkoholfreier  Volkslesehallen  und  Geselligkeitsräume  und  der  Vereinigung 
zur  Hebung  der  freude  an  den  Sdiönheiten  der  freien  Ratur,  soD3ie  der 
Vereinigungen  zur  Pflege  der  Körperkraft,  der  Gesundheit  und  des  edlen  Sportes. 

fln  dieser  Stelle  mödite  ich  ein  ITlahnroort  an  die  ftudierende  Jugend 
richten.  ITldge  sie  aus  ihren,  zweifellos  Zusommengehdrigkeits-  und  Pflicht- 
gefühl, Ordnung  und  Vaterlandsliebe,  sowie  edle  Gesinnung  fördernden, 
ftudentifchen  Kneipbräudien  den  mittelalterlichen  Saufkomment  ausmerzen. 
€s  braudien  keine  alkokolfreien  Studentenabende  und  Kneipen  zu  sein.  €in 
paar  Glas  soll  fchon  ein  junger  Deuticher  noch  oertragen  können.  Hber  um 
so  und  so  uiel  Krügel  sich  mehr  hinter  die  Gurgel  gießen  zu  können  wie 
der  andere,  das  ift  doch  keine  wertoolle  Ueberlegenheit,  solches  bringt 
doch  der  gewöhnlichfte  ITlenfch  audi  zusammen.  Wäre  es  nicht  für  den 
Jünger  der  Wiffenfdiaft  paffender  und  ehrender,  seinen  Paukgegner  durch 
einen  Vortrag  auf  wilfenfdiaftlichen,  lyrifchen,  humoriftifdhen  oder  anderen 
Gebieten,  bei  selbftoerftändlidiem  Husfdiluße  unsittlicher  Themen,  zu  besiegen, 
ftatt  Dielleicht  für  sein  Ceben  sich  die  Gesundheit  und  die  üernkraft  durch 
übermäßiges  Trinken  zu  untergraben.  IHögen  sie  sich  den  zweifellosen  Vor- 
zug des  Juden  oor  Rügen  holten:  er  ift  den  Chriften  uielfach  geiftig  und 
daher  gefchdftiidi  deshalb  flberlegen,  weil  er  «in  durdi  und  durch  nüchterner 
menfdi  ift. 

JToßtt«  unh  5wifea66au. 

Um  wieder  geordneten  Wirtfchafts-  und  Hebensoerhältniffen  entgegen- 
gehen zu  können,  bedarf  es  in  erfter  Cinie  einer  Ordnung  in  der  flrbeits- 
und  Produktionsweise;  es  muß  oon  der  flrbeitslosenunterltüßung  zur  Rot- 
ftandsarbeit  mit  Staatszufchüffen  und  folglich  wieder  oon  den  unproduk- 
tioen,  ins  Unhaltbare  geftiegenen  Teuerungszulagen  undföhncn  zu  fchaffender, 
produktioer  Arbeit  mit  geregelten,  der  wirklichen  Ceiftung  entsprechenden 
Cöhnen  übergegangen  werden.  Die  Arbeitslosen  sind  besonders  den  Bau- 
gewerben zuzuweisen,  welche  die  heute  normalen  Arbeitslöhne  zu  zahlen 
und  den  Auftraggebern  anzurechnen  hätten;  der  Staat  gibt  Teuerungszu- 
fchüffe  jenen,  die  arbeiten  I  Auf  diese  Art  würden  die  jeßt  unerfchwing- 
lichen  Baukoften  oermindert  und  dadurch  der  mittel-  und  Kleininduftrie, 
dem  Gewerbeftande,  die  ITlöglichkeit  geboten,  die  dringenft  nötigen  €rweiter- 
ungsbauten  oorzunehmen,  um  der  zu  gewärtigen  großdeutfchen  Konkurrenz 
tunlichft  gerüftet  und  oorbereitet  begegnen  zu  können.  Cs  muß  der  Induftrie, 
dem  Handel  und  Gewerbe  die  ITlöglichkeit  regelrechter  Tätigkeit,  abseßbarer 
Erzeugung  gefchaffen,  damit  ermöglicht  werden,  daß  ein  geordneter  normaler 
Verkehr  pial^greife  und  dadurdi  wieder  Geld  ins  £änd  und  in  Verkehr  komme. 
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Der  f ortbeltand  der  je^igen  Verhältnilfe  roürde  die  f ortse^ung  der  Geld- 
ansammlung in  einzelnen  Hdnden,  die  gänzliche  Verormung  und  Verfchuldung 
des  mittelftandes,  €rfchöpfung  und  Cntkröftung  des  flrbeiterltandes  nach 
sich  ziehen.  ITlöge  der  flrbeiterftand  nie  oergefTen  und  übersehen,  da^  die 
Untergrabung  des  JTlittelftandes  für  ihn  selblt  und  seine  Söhne  die  Beiseitigung 
jeder  niöglidikeit  zu  einem  flufroörtsffeigen  in  sozialer  Beziehung  gleichkäme, 
die  extrem  angeftrebte  oollltändige  Ausgleichung  sozialer  Stellungsunter- 
Ichiede  aber  die  Unterbindung  jeden  Ideales,  jeder  Sonderbetätigung  und 
damit  des  Cebensinterefles  selbft  bedeuten  mü^te.  Die  Weiteroerfolgung  eines 
soldien  Zieles  hie^e  dem  ftumpfsinnigenlliz:i  fände  der  Befriedigung  niedertter 
£ebensinftinkte  zuftreben,  dafür  sind  aber  oon  der  Schöpfung  roohl  ander«  Tebe- 
roesen  mit  ojeniger  Intellekt  und  ohne  Sprachfähigkeit  ausersehen. 

Wenn  nun  die  Crhaltung  eines  arbeitsfähigen  ITlittelftandes  und  eines 
leiltungsfähigen  Indultrie-,  Handels-  und  öeroe^-beltandes  oon  auf  den  tat- 
sädilichen  Ceiftungen  abgebauten  lebensmöglichen  Cöhnen  abhängt,  so  hängt^ 
dieser  Abbau  cöieder  innig  zusammen  mit  einem,  resp.  ab  oon  einem  drin- 
genden Abbaue  der  Cebensmittel-  und  Bekleidungspreise.  Um  diese  zu  er- 
reichen, bedarf  es  nunmehr  entfdiiedentten  und  energifdielten  €ingreifens  des 
Staates. 

In  form  der  Schaffung  oon  Einfuhrmonopolen  könnte  die  Verteilung 
der,  bei  Wiederaufnahme  der  auswärtigen  Verbindungen  zu  erroortenden, 
grameren  Einfuhren  an  die  gesamte  Beoölherung  zu  möglichlt  mäßigen  Preisen, 
angebahnt  tocrden.  €s  mü^te  beizeiten  oerhindert  roerden,  da^  roieder  oon 
einzelnen  Spekulanten  die  einkommenden  Eebensmittel  und  Stoffe  aufgekauft 
und  ousbeuterilch  zur  Preistreiberei  zurückgehalten  roerden.  €s  müßten  solche 
ftoatliche  Einfuhrmonopole  gekhoffen  roerden  für  die  Hauptlebensmittel:  Vieh, 
fleuch,  Getreide,  ITlehl,  Reis,  Kaffee,  Zucker,  fett,  Oel  usro.;  ferners  für  die 
Hauptbekleidungsrohftoffe:  Hanf,  flodis,  Baumroolle,  Ceder  usro.  Der  Staat  und 
kein  anderer  dürfte  oom  Auslande  derartige  Güter  und  Waren  empfangen.  Die- 
selben roären  anCagerhäuserin  Wien  per  Donau  oderBohjj  einzuliefern,  es  roürde 
somit  Wien  Zentrolftelle  und  hätte  roieder  die  Rolle  einer  StaatszentroUtelle  als 
Reidishauptltodt,  somit  einen  Erso^  für  onderroeitige  Konjunkturichäden  der  Um- 
roondlung.  Der  Staat  träte  für  diese  Artikel  als  oermittelnder  Gro^kaufmonn 
auf,  aber  mit  dem  Unterfchiede,  do^  er  für  eine  geredite,  gleichmäßige  Ab- 
gabe und  Verteilung  der  Waren  sorgt,  indem  er  sie  mit  mäßigem  Geroinne 
an  die  ftoatlichen  Cogerhäuser  in  den  £andeshaupt-  und  fabriksftädten  für 
die  betreffenden  Cänder  auf  Grund  der  Beoölkerungszohl  zum  Detailoerkoufe 
im  Wege  des  legitimen  Handels  zu  feftgeseßten  Preisen  roeitergibt  und  die 
Detailoerkoufspreise  feftseßt.  Den  fabriken  roären  die  Rohftoffe  direkte  zu 
liefern  mit  der  Bedingung  der  Rücklieferung  der  fobrikate  für  minderbe- 
mittelte auf  Grund  der  Itaatlichen  Anforderungen  an  die  Candesitellen.  In 
größeren  Kreishauptltädten  roären  filiallager  zu  errichten. 

Die  inländifdien  Produzenten  oorerroähnter  Cebensmittel  und  Rohftoffe 
hätten  an  die  ftaatlidien  fondeslagerhäuser  zu  liefern,  zu  den  inländifdien 
Geltehungskoften  entsprechenden  Preisen  und  roäre  natürlidi  in  erlter  Tinie 
denselben  ihre  ganze  Produktion  bei  Qualitätsmäßigkeit  abzunehmen.  Auch 
könnten  Steuerzahlungen  mit  landroirtfdiaftlichen  Rohprodukten  in  Erroägung 
gezogen  roerden. 

Zur  gerediten  Verteilung  und  Bedarfskonftatierung  roären  die  bisherigen 
Cebensmittel-  usro.  f affungskarten  —  unter  tunlidilter  Erhöhung  der  faUungs- 
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quoten  —  aufredit  zu  erhalfen,  und,  mo  soldie  bisher  fehlten,  coie  für  Reis, 
Qel  usm.,  noch  einzuführen. 

Wenn  durdi  derartige  zroeckmä^ige  kaufmännifche,  nicht  bürokratifdie 
Cinteilungen  niedere  feite  Preise  und  damit  eine  feftere  Grundlage  für  die 
Bemelfung  der  Cebenskoften  gefdiaffen  ift,  kann  auch  zum  Abbaue  der  £öhne 
auf  feite  Sä^e  für  die  fünfzigltundenrooche  geldiritten  und  die  Kalkulation 
und  Crltellung  oerlö^licher,  dauernder  Verkaufspreise  erzielt  ujerden.  Diese 
sind  aber  die  Grundbedingung,  um  roieder  zu  einerh  roirtichaftlidien  Aufbaue 
im  Wege  geregelten  gelchäftlichen  Verkehres  und  zu  einem  gelchdftlidien  Aufleben 
überhaupt  zu   gelangen,   durch  Wiedergeroinnung   der  Konkurrenzfähigkeit. 

üono^jole,  3So|iali)lgrunn,  'Eommumsmtis, 

Da  bezüglich  des  Unterlchiedes  dieser  Begriffe  noch  immer  bei  oielen 
nicht  oollltöndige  Klarheit  herrfcht,  seien  dieselben  hier  erläutert.  ITlonopol 
bedeutet  ein  auslchlie^lidies  Recht,  ein  Prioilegium,  das  der  Staat  entoieder 
für  sidi  selblt  feltlegt  oder  an  andere,  für  beltimmte  Gegenleiltungen  erteilt, 
festerer  fall  tritt  ein,  coenn  ein  Staat  sich  selblt  nicht  in  der  Tage  fühlt, 
etroas  in  die  Hand  zu  nehmen,  durchzuführen,  auszubeuten.  Derartige  Be- 
günltigungen  einzelner  oder  beldiränkter  Kreise  roidersprechen  dem  je^igen 
Zeitgeilte  und  kommen  daher  derzeit  roohl  nicht  in  frage.  Dagegen  ent- 
sprechen die  Staatsmonopole  immermehr  den  je^igen  Gemeinsamkeitsbeltre- 
bungen  und  kommen  also  mehr  in  Betracht,  oseil  Ichon  der  frühere  Staat 
solche  bereits  kannte.  Das  Staatsmonopol  ilt  also  ein  auslchlie^liches  Recht, 
roeldies  sidi  der  Staat  gese^lich  sichert.  Der  frühere  Staat  gieng  dabei  — 
Salz,  Tabak  ulro.  —  ouslchlie^lich  oom  fiskolilchen  Standpunkte  der  €in- 
nahmenldwffung  aus.  für  den  lozialiftilchen  Standpunkt  der  Theorie  üon 
der  Itiiatlichen  Gelelllchaft  müßten  aber  die  monopole  eigentlich  den  Zojeck 
der  Verbilligung  und  gleichmäßigeren  Verteilung  erfüllen.  Jm  alten  Staate 
mar  dies  bei  dem  ihnen  bisher  anhaftenden  Ulangel,  der  bürokratilchen  Teitung, 
nicht  möglich.  Hoffen  roir,  daß  im  neuen  Staate  ein  freierer,  kommerzieller 
Geilt  diesbezüglich  eine  Bellerung  bringen  roird. 

Vom  ITlonopole  ganz  oerlchieden  ilt  die  Sozialilierung  (Vergelell- 
Ichaftung),  roelche  ein  fortbeltehen  der  Unternehmen  auf  bisheriger  kom- 
merzieller Basis,  jedoch  unter  entsprechender  Anteil-  und  €influßnahme  des 
Staates,  loroie  der  eigenen  Beamten  und  Arbeiter  des  Unternehmens.  Diele 
Cösung  CDürde  den  heutigen  Zeitüerhältniflen  und  Beltrebungen  auf  Wohl- 
Itandsausgleidi  auf  Grund  der  Arbeitsleiltungen  des  Einzelnen  am  helfen 
entsprechen  und  coäre  nicht  Ichroer  durchzuführen.  Die  zu  lozialilierenden 
Unternehmungen  haben  ihr  Aktienkapital  um  ein  Drittel  oder  ein  Viertel 
zu  erhöhen  zuguniten  des  Staates,  in  dessen  Besi^  diese  neuen  gleichberech- 
tigten Aktien  koltenlos  übergehen.  Cr  erhält  dann  dielem  Aktienbesiße  ent- 
sprechend Siße  und  Stimmen  im  Verrooltungs-  und  Aufsichtsrate,  indeß  die 
Beamten  und  Arbeiter  durch  Beamten-  und  Arbeiterräte  in  gelchäftlichen, 
Gehalts-  und  Cohnfragen  sich  Gehör  oerlchoffen  könnten. 

Run  noch  einige  Worte  zur  jeßt  roieder  in  den  Vordergrund  gelchobenen 
JTlqrx'Ichen  Theorie,  der  Kommunisierung.  Ich  holte  diese  Idee  im  Sinne 
cler  Besi^teilnahme  der  Arbeiterlchoft  am  Unternehmen  direkt  für  undurch- 
führbar, für  eine  Utopie  und  noch  Ichlechter  als  die  übertriebene  Verltaat- 
lidiung,  tnelche  an  dem,  eine  freie  gelchäftliche  €ntiDicklung  ertötenden  Büro- 
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kratismus  krankt.  Die  Kommunifierung  iDDrde  meiner  ITleinung  nadi  zur 
Kapitalst] ucht  aus  der  Induftrie,  zur  Intereffelosigkeit  geiftiger  Betätigung  in 
ihr,  zur  Rrbeitsunluft  der  unteren,  coeniger  intelligenten  Rrbeiterfdiiditen,  zum 
Bolfdieroismus,  mit  einem  Worte  zum  Ruine  der  Induftrie  führen,  roeldie 
leiftungsunfähig  cDürde.  Vor  dem  aber  möge  Vernunft  uns  fdiQ^enl  €s  roäre 
die  Untergrabung  der  Cebensmöglidikeit  unseres  Staates. 

Dagegen  würde  ttaatlidie  Beaufsichtigung  und  Anteilnahme,  sotDie 
Cinflu^nahme  auf  zroeckmö^ige  Crroeiterung  und  entsprechenden  Ausbau  der 
induftriellen  fürsorgeeinriditungen,  der  Arbeiterfchaft  und  den  Beamten 
belfer  nü^en  und  roöre  als  erreichbar  anzuftreben;  ebenso  die  Begrenzung 
der  oft  enormen  Dotierung  meift  arbeitsloser,  oft  gehdufter  Vermoltungsrots- 
ftellen  und  sonstiger  hoher  Protektionspoften  und  deren  Cinfdirdnkung  zu- 
gunften  der  geiftig  oder  physifdi,  fleißig,  treu  und  tUditig  arbeitenden  Ange- 
ftellten  eines  Unternehmens,  unter  Beteilung  oom  Gen)inne. 

Des  weiteren  mü^te  eine  perzentuelle  maximale  €rtragsbegrenzung  bei 
größeren  Unternehmungen,  z.  B.  mit  107o  ^o^  Hktienkapitale,  zu  einer 
gerechteren  Verdienitaufteilung  und  auch  Verbilligung  der  Fabrikate  eher 
führen,  denn  die  kaum  durdiführbore  kopitalsmä^ige  Hnteilnahme  der  fluk' 
tuierenden  Arbeiterfdiaft  am  Unternehmen. 

Wir  hätten  demnodi  im  neuen  Staate  zoseierlei  anzuftreben:  I.Kauf- 
männifch  ausgeübte  ITlonopoie  für  miditige  Artikel  des  Volksbedarfes 
za)edi$  Verbilligung  und  gleidimä^iger  Verteilung  derselben  im  Volks- 
inter effe  und  2.  Soziolifierung  der  hiezu  reifen  Betriebe  zur  Vergefell- 
(diaftung  der  €rträge  im  Staatsintereffe,  fomie  zur  Befferung  der  Tage 
der  geiftigen  und  manuellen  Arbeiter  der  Unternehmen.  Die  Sozialisierung 
hat  bei  jenen  Großbanken  einzusehen,  meldie  infolge  ihrer  Geldmadit  ganze 
Kreise  (Konzerne)  oon  Indultrien  in  ihre  Hörigkeit  gebradit  haben,  deren 
Kopf  sie  sozusagen  bilden,  weil  mit  der  Sozialisierung  des  Hauptes  natur- 
gemäß oudt  der  Körper  der  konzernierten  GefelUchaften  oon  selbft  in  die 
Hände  des  fozialilierenden  Staates  fällt. 


VI. 

finanzielle  Oquidierung  des  alten  Staates. 

Idi  komme  nun  zum  roichtigen  Schlußkapitel,  der  Crblalfung  der  alten 
ITlonardiie,  resp.  der  Aufteilung  der  finanziellen,  Vermögens-  und  Sdiuld- 
oerhältniUe  Gefterreich-Ungarns,  sozusagen  zur  €rbfdiaftsabhandlung. 

mit  Ungarn  haben  roir  und  die  Flationalftaaten  gemeinsam  Abredinung 
zu  pflegen  hinsiditlidi :  der  gemeinsamen  ITlinilterien,  der  Oefterreichifch- 
Ungarifdien  Bank,  Bosniens  und  der  Herzegoojina,  hinsiditlich  der  Aufteilung 
der  Kriegskoften  und  der  Kriegsflotte, 

mit  den  ehemals  ölterreidiifdien  Kronländern,  jeßt  riationaUtaaten, 
hoben  mir  abzurechnen  hinsichtlich :  Aufteilung  der  alten  öfterreidiifdien 
Staotsfdiulden  und  der  auf  alle  Staaten  sidi  erftreckenden  Vermögensobjekte, 
des  Anteiles  an  der  Oefterreidiifch-Ungarikhen  Bank  und  an  Bosnien  und  der 
Herzegoroina,  der  Sachdemobilisierung,  der  öfterreidiifchen  Staatsbahnen  usdj. 

Die  Abredinung  mit  Ungarn  hinsichtlich  der  gemeinsamen  minilterien 
hätte  nadi  dem  legten  Quotenfchlüffel  zu  erfolgen.  Den  gememsamen 
minifterien  u$G9.  als  Beamte  und  Pensionjften  angehörige  UngarnT  »dren 
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meiterhin  oon  Ungern  zu  oersorgen.  ßezOglidi  Bosnien  und  Herzegocoina 
iDdren  Dom  jugonamifchen  Sidah  €ntrdiddigungen  an  Oefterreich  und  Ungarn, 
gemd^  deren  flufroendungen  dafür  und  dort  gefchaffenen  Werte  zu  leiften. 
Die  Oefterreidiifdi-Ungarifdie  Bank  roäre  samt  ihren  Beftänden  auf  Grund 
des  Quotenfehl üff eis  zu  liquidieren.  —  Die  ungarifchen  Staatsfdiulden  unter 
sidi  aufzuteilen,  ift  Sadie  der  ungarifdien  5ukzeffions-(€rbfolge-)5taaten. 

Die  Teilung  der  Kriegskoften  hätte  im  umgekehrten  Verhditniffe 
zu  der  auf  die  einzelnen  Flationen  entfallenden  Zahl  an  Toten  und  Verroundeten 
ihrer  Sdiiaditenteilnehmer  zu  erfolgen.  Da  Deutfchöfterreidi  die  größten 
Opfer  an  ITlenfdien  und  Cntbehrungen  bradite,  ift  es  nur  gerecht,  roenn 
es  bei  Hufteilung  der  geldlichen  Kriegslaften  beoorzugt  behandelt  coird,  fallen 
ihm  doch  mesentlidi  höhere  Eoften  durdi  die  Versorgung  seiner  großen  Zahl 
Inoaliden  zu,  CDdhrend  die  anderen  Staaten  den  Vorteil  der  €rhaltung  des 
größten  Teiles  ihrer  arbeitsfähigen  ITlänner  genießen,  daher  leidit  ein  Opfer 
durdi  Uebernahme  größerer  Teile  der  Kriegsfchulden  bringen  können. 

Die  in  den  neuen  Staaten  liegenden  Staats-Geböude,  -örundftücke, 
-ITlontanroerke,  -fobriken  usro.,  samt  €inrichtung  und  Vorräten,  werden  in- 
oentarisiert  und  fallen  gegen  Uebernahme  eines  dem  oollen  heutigen  Werte 
entsprechenden  Staatsfdiuldenanteiles  den  betreffenden  neuen  Staaten,  in 
denen  sie  gelegen  sind,  als  €igentum  zu.  Bei  Staatscoerken  und  -fabriken 
toäre  auch  nodi  der  öefdiäftstüert  mit  einzufdiä^en. 

Weiters  sind  die  Staatsbahnen  samt  rollendem  und  sonftigen  Inoentar, 
ebenso  die  Kriegsflotte  oon  den  betreffenden  Rationalftaaten  durdi  entsprediende 
Stoatsfdiuldübernahme  abzulösen.  Die  auf  den  erften  Blidi  durdi  Abgrenzung 
der  neuen  Staaten  leicht  erfdieinende  Aufteilung  der  Bahnen  erfordert  jedo(^ 
eine  genauere  Behandlung  hinsichtlich  deren  Beroertung,  roeldie  gerediter^ 
meise  nidit  einfodi  auf  Grund  der  zufallenden  Kilometerzahl,  sondern  un- 
bedingt auf  Grund  des  Rentabilitätsoerhältniffes  der  einzelnen  Streben  zum 
Gesamtne^e  der  Staatsbahnen  erfolgen  mü^te.  €s  ojäre  sehr  ungeredit,  den 
oerhältnismä^ig  armen  flipenländern  die  noch  oom  ehemaligen  Kaiserftaate 
aus  (trategifchen  Gründen  gebauten  Alpenlinien,  coie  Tauernbahn,  Pyhrnbahn 
uso).  zu  gleidien  Werten  anzuredinen,  mie  etwa  dem  ffdiedio-flocoakifdien 
Staate  und  Golizien  die  reidi  rentierenden  böhmifchen  Bahnlinien  oder  die  Mord* 
bahnftredien. 

einen  roeiteren  Gegenwert  für  Schuldübernahme  könnten  die  in  den 
nationolftaaten  gelegenen  und  an  diese  übergehenden  ehemaligen  Krongüter 
und  fideikommi^besi^e  bilden,  roeldie  ebenfalls  samt  Jnoentar  zur  feftlegung 
der  zu  übernehmenden  Staatsfchuldensumme  den  heutigen  Verhältniffen 
entsprechend  zu  bewerten  wären. 

So  müßten  eoentuell  noch  weitere  Objekte  des  früheren  Staates  als 
Gegenwert  für  zu  übernehmende  Staatsfdiulden  gesudit  und  gefunden  werden, 
um  eine  tunlidift  geredite  Aufteilung  zu  finden,  z.  B.  die  oorgearbeiteten  Pläne 
usw.  für  die  böhmifdi-mährifdien  Kanalprojekte,  Rückzahlung  der  Staotsfub- 
ocntionen  durch  den  Iloyd  und  die  Donau-Dampffdiiffahrtsgesellfdiaft  usw. 

?  für   die   Teilung   der   dann   reiflichen   alten   Staatsfdiulden   und  der 

Kriegsanleihen  könnte  au^er  aus  der  Steuerieiftung  ein  Schlüffel  audi  noch 

;  aus  der  produktioen  Bodenflädie  —  die  unproduktloen  Hochgebirgs-,  Krumm- 
holz- und  Sumpfgebiete  wären  auszufcheiden  —  in  Verbindung  mit  der 

*  ßeoölkerungszohl  der  einzelnen  nationolftaaten,  aus  den  Realitäten  werten, 

I  dem  Werte  der  Induftrieunternehmungen  usw.  gewonnen  werden. 


(O  42  [EZD 

riatürlidi  dürften  nidit  durch  grundbüchcrliche  Uebertragungcn  usi». 
Besi^übernahmen  oom  ehemaligen  Staatseigentum  ooraseg.  genommen,  oer- 
fchleiert  und  dadurch  eine  reelle  und  geredfite  Aufteilung  der  Staatsfchulden 
unter  den  neuen  Staaten  hintertrieben  roerden,  roeil  dies  im  Dorhinein  fchon 
cDieder  Zündftoff  gäbe  zu  Zroilt  unter  diesen,  dem  aber  bei  flnitrebung  des 
riationaUtaatenbundes  Dorgebeugt  roerden  mti^te. 

Die  Rufteilung  hätte  durch  Rbftempelung  aller  öfterreidiifdien  Staats- 
fchuldtitel,  also  Kriegsanleihen,  Renten  usro.  samt  Couponbögen,  für  die 
einzelnen  €rbfolge-(Rational-)Staaten  zu  erfolgen.  Diesen  ift  es  dann  an- 
heimgegeben,  im  Wege   der  Konoersion  eigene  Papiere  dafür  auszugeben. 

Das  Papiergeld  märe  unter  den  Rationalftaaten  auf  Grund  der  Beftände 
in  selben  aufzuteilen,  indem  dasselbe  ohne  Ausnahmen  durch  Kenntlich- 
machung zum  öelde  des  betreffenden  flationalftaates  roird,  der  es  dann 
allmählich  durch  auszugebende  eigene  Roten  ersehen  kann.  Dieser  Teilungs- 
modus roäre  ein  einfacher  und  roürde  den  Verhältnilfen  ziemlich  entsprediend 
sein,  da  man  sagen  kann,  dalg  die  in  einem  Rotionalftoate  angesammelten 
Bank-  und  Staatsnoten  einen  Teil  des  oon  der  Beoölkerung  desselben  aus 
dem  Kriege  oom  öesamtftaate  gezogenen  Ru^en  repräsentieren. 

Die  im  Ausland  befindlichen  Geldnöten  des  ehemaligen  Oefterreich- 
Ungarn  können  aus  dreierlei  Gründen  dorthin  gelangt  sein:  für  Bezüge 
aus  dem  Auslande,  im  Reiseoerkehre  und  durch  Steuerflucht.  €s  lie^e 
sich  nun,  roenn  ein  oernünftiges  Zusammenarbeiten  der  Rationalftaaten  im 
Interefle  jedes  einzelnen  derselben  Pla^  greift,  bezüglich  dieser  öfterreichifdi- 
ungarifchen  Papiergeldsorten  eine  günftige  Cösung  derart  finden,  da^  die 
nunmehrigen  Rationalftaaten  einheitlich  dem  Auslande  gegenüber  erklören, 
jene  Sorten  auf  sich  zu  nehmen,  bezüglidi  deren  oom  ausländildien  Inhaber 
der  Ursprung  nachgeroiesen  roird.  Dies  hätte  für  die  einzelnen  Rational- 
ftaaten den  Vorteil,  da^  ihnen  das  Ausland  dann  unterftü^end  behilflich 
sein  könnte,  ihrer  durch  Steuerflucht  entzogenen  Werte  gegen  Steuerftrafen 
roieder  habhaft  zu  roerden.  Die  rechnungsmäßig  im  Gefchäftsoerkehre  aus- 
gegangenen Geldsorten  sind  leicht  nachroeisbor.  Die  im  Reise-  und  Grenz- 
oerkehr  ausgegangenen  dürften  nidit  oon  Bedeutung  sein. 

Die  ftoatenroeise  Rotenaufteilung  durch  Kennzeichnung  (Abftempelung 
gegen  oder  ohne  Gebühr)  böte  durch  geeignete  Anordnungen  den  einzelnen 
Staaten  noch  den  Vorteil,  über  die  durch  die  Kriegsoerhältnifle  heroorge- 
rufenen  Vermögensoerfchiebungen  im  Wege  der  Abltempelungsoormerkung 
einigermaßen  einen  Ueberblick  zu  bekommen. 

aaaaaaaa 
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Sdilu^iuorf. 

Hiemit  meine  Ausführungen  beendigend,  drücke  ich  die  Hoffnung  aus, 
dü^  dieselben  das  Intereffe  der  geehrten  £eser  und  feserinnen  gefunden  haben 
mögen.  Jch  möchte  nodi  bemerken,  da^  ich  hinsichtlidi  deren  VolKtöndig- 
keit,  Unfehlbarkeit  oder  unoerbefferlicher  Vorzüglichkeit  nicht  den  geringften 
flnsprudi  erhebe;  es  roöre  dies  selbftredend  auch  ganz  unmöglich  und  un- 
denkbar. Cs  soll  mich  ober  freuen,  roenn  dieselben  Beachtung  und  geneigte 
Würdigung  finden  und  andere,  belfere  Gedanken  und  Ideen  im  Intereffe  unseres 
Volkes  und  jungen  Staates  zur  Auslösung  bringen. 

eines  aber  ojill  ich  meinen  geehrten  ITlitbürgern  und  ITlitbürgerinnen 
ohne  Unterfdiied  des  Standes  roörmftens  ans  Herz  legen,  um  eines  möchte 
ich  Sie  olle  ohne  Ausnahme  bitten:  halten  Sie  sidi  den  Crnlt  unserer  tage 
oor  Augen,  der  öon  uns  allen  Ruhe,  Ordnung,  Arbeit  und  gegenseitige 
Rücksichtnahme  fordert. 

Weg  mit  ollem  €goismus!  Sonft  kommen  mir  zu  Diebftahl,  Raub,  Plün- 
derung und  mord,  zum  Bolfcheroismus,  damit  zu  allgemeiner  Hungersnot 
und  gehen  roirtichaftlich  zugrunde.  Wollen  toir  unseren  jungen  freiftoot 
erhalten  und  ihn  zu  lebensfähiger  Kraft,  zu  konkurrenzfähiger  Stärke  bringen, 
dann  können  roir  dies  nur  auf  dem  Wege  coirtfchaftlicher  Arbeit,  Einigkeit 
und  oernünftiger  Gemeincoirtfchoft,  nie  ober  bei  Vorkehren  des  politilchen 
Streites  erreichen.  Wohin  man  mit  le^terem  kommt,  hat  uns  das  unselige 
altölterreidiifche  Parlament  gezeigt. 

mit  phrasenreichen  politilchen  Tendenzreden  ift  unserem  Staate  je^t 
nicht  gedient.  Ihm  nü^en  je^t  nicht  politildie  Parteiprogramme  und  uto- 
pifdie  Träumereien.  €r  braucht  in  erfter  £inie  ojirtkhaftliche  und  finanzielle 
Wiederherltellungsorbeit,  Hebung  der  Verdienitmöglichkeit  und  der  Arbeits- 
lult,  Wahrung  seiner  finanziellen  und  roirtfdioftlichen  Jntereffen  gegenüber 
den  riachbarltaaten  und  bei  den  Cntentemäditen. 

Diese  aber  mögen  sich  oor  Augen  halten,  do^  sie  durdi  rücksidits- 
lose,  spekulotioe  Verfolgung  und  Ausnu^ung  ihrer  glücklidieren  Cage  unser 
Volk  zu  Verzcoeiflungsfchritten  drängen  und  es  sidi  an  ihnen  selbft  am 
meiften  rächen  coürde,  roenn  es  heilen  sollte  „Dos  Volk  fteht  auf,  der 
Sturm  bricht  los!"  €s  mu^  je^t  ruhige,  zielbeoDu^te  Zusammenarbeit  zur 
Rettung  aller  arbeitenden  Stände  unseres  Volkes  und  Staates  ermöglidit 
coerden. 

Die  uns  erroochsenen  fchcoeren  Sdiäden  können  mir  nur  durch  gemein- 
same Arbeit  bei  Ruhe  und  Ordnung  gut  machen.  Im  öegenfolle  arbeiten 
mir  den  uns  feindlich  gesinnten  Staaten  und  Völkern  in  die  Hände,  und 
unser  Staat,  unser  Ceben  oerfiele  oollftändiger  Zerrüttung,  dem  Untergange. 

In  diesem  Sinne  fdilie^e  ich  mit  unseres  großen  Schiller's  herrlidien 
Worten  : 

„Arbeit  ift  des  Bürgers  Zierde, 
Segen  ift  der  ITlühe  Preis." 

Steyr,  Aeujohr  1919. 

D^r  Verfasser. 
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